
          BK 5b-01/110 

Beschluss 

 

In dem Verwaltungsverfahren 

 

 

der Deutschen Post AG, vertreten durch den Vorstand, Heinrich-von-Stephan-Straße 1, 53175 

Bonn  

-Antragstellerin- 

 

 

wegen 

 
Genehmigung von Entgelten für den Zugang zu Postfachanlagen gem. §§ 29 Abs. 1 PostG, 28 

Abs. 2, 20 PostG 

 

hat die Beschlusskammer 5 der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post in der 

Besetzung 

 

des Vorsitzenden Christian Boettcher, 

des Beisitzers Martin Balzer und  

der Beisitzerin Julia Steffen 

 

aufgrund der öffentlichen mündlichen Verhandlung vom 08.01.2002 

am 06.02.2002 beschlossen:  

 

 

1.  Die Entgelte werden in folgender Höhe genehmigt: 

 

€ 0,58 (DM 1,14) pro Einlieferungsvorgang sowie zusätzlich 

€ 0,04 (DM 0,08) pro eingelieferter Sendung. 

 

2.  Im übrigen wird der Antrag abgelehnt.  
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3.  Die Wirksamkeit der Genehmigung beginnt mit dem 01.04.2002. 

 

4.  Die unter Ziffer 1. erteilte Genehmigung wird bis zum 30.06.2004 befristet. 

 

 

 

 

 

Gründe: 
 

I. 
 

Die Antragstellerin ist aus dem Teil - Sondervermögen des Bundes, Deutsche Bundespost Post-

dienst, hervorgegangen. Unter anderem sind die in diesem Teil-Sondervermögen enthaltenen 

Postfachanlagen in ihr Eigentum übergegangen. 

 

Die Antragstellerin hat im Jahre 1999 mit der Gewährung des Zugangs zu ihren Postfachanla-

gen begonnen, nachdem sie von der Beschlusskammer in mehreren Fällen (z.B. BK 5b-99/008; 

BK 5b-99/009; BK 5b-99/102; BK 5b-99/106; BK 5b-99/108; BK 5b-00/022; BK 5b-00/048; BK 

5a-00/100) nach Anrufung durch Wettbewerber auf der Grundlage des § 31 Abs. 2 PostG dazu 

verpflichtet worden war. 

 

Im Rahmen dieser Beschlüsse nach § 31 Abs. 2 PostG hat die Beschlusskammer in Überein-

stimmung mit dem Bundeskartellamt ein Entgelt von höchstens 0,17 DM (0,09 €) je Briefsen-

dung, die durch Kräfte der Antragstellerin in ein Postfach eingelegt wird, angeordnet. Dieses 

Entgelt wurde vor dem Hintergrund der von der Antragstellerin in diesen Verfahren vorgelegten 

unzureichenden Kostennachweise im Rahmen einer Vergleichspreisbetrachtung anhand des 

Vergleichsproduktes „Postwurfsendung“ ermittelt. Das Verwaltungsgericht Köln hat durch Urteil 

in dem Verfahren 22 K 5362/99 die Rechtmäßigkeit des von der Beschlusskammer angeordne-

ten Zugangs und die Entgeltfestsetzungsbefugnis bestätigt, jedoch die fehlende Vergleichbarkeit 

der von der Beschlusskammer herangezogenen Vergleichsdienstleistung beanstandet. 

 

Die Antragstellerin hat mit zahlreichen Lizenznehmern, die bei ihr ihren Anspruch auf Zugang zu 

Postfachanlagen geltend gemacht haben, Verträge abgeschlossen, die ein Entgelt von 0,35 DM 

(0,18 €) je Briefsendung, die durch Kräfte der Antragstellerin in ein Postfach eingelegt wird, bein-

halten. 
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Im Laufe des Jahres 2001 hat die Beschlusskammer die Antragstellerin wiederholt darauf hin-

gewiesen, dass die von ihr erhobenen Entgelte für den Zugang zu Postfachanlagen gemäß  

§§ 29 Abs. 1 i.V.m. 28 Abs. 2 S. 1 PostG der Genehmigung nach den §§ 19 und 20 PostG be-

dürfen. 

 

Mit Schreiben vom 03.12.2001 hat die Antragstellerin den Antrag auf Genehmigung der Entgelte 

für den Zugang zu Postfachanlagen eingereicht.  

 

Mit Schreiben vom 12.12.2001 hat die Beschlusskammer die Antragstellerin um die nähere Er-

läuterung einiger Punkte ihres Antrags gebeten. Mit Schreiben vom 03.01.2002 hat die Antrag-

stellerin zu den ihr gestellten ergänzenden Fragen Stellung genommen. 

 

Die beantragten Entgelte wurden nach § 8 Abs. 2 PEntgV im Amtsblatt der Regulierungsbehör-

de für Telekommunikation und Post Nr. 24/2001 vom 19.12.2001 als Mitteilung Nr. 737/2001 

veröffentlicht. 

 

Die Beschlusskammer hat die Entscheidungsfrist nach § 22 Abs. 2 PostG mit Schreiben an die 

Antragstellerin vom 10.01.2002 um 4 Wochen verlängert. 

 

Mit Schreiben vom 16.01.2002 und vom 22.01.2002 hat die Antragstellerin unter Bezugnahme 

auf die mündliche Verhandlung ergänzend vorgetragen. 

 

 

Die Antragstellerin beantragt: 

 

1. Für die durch die Antragstellerin nach Maßgabe ihrer AGB 

Zugang zu Postfach-Anlagen (Stand 30.11.2001) erbrachte 

Leistung wird das folgende Entgelt zuzüglich der gesetzlichen 

Mehrwertsteuer genehmigt: 

€ 1,62 (DM 3,17) pro Einlieferungsvorgang sowie zusätzlich  

€ 0,08 (DM 0,15) pro eingelieferter Sendung 

 

2. Das Entgelt wird für den Zeitraum vom 01.04.2002 bis zum 

30.06.2004 genehmigt. 

 

 

Mit dem Bundeskartellamt ist unter dem 05.02.2002 Einvernehmen über die vorliegend getroffe-

ne Abgrenzung des relevanten Marktes in räumlicher und sachlicher Hinsicht sowie die Feststel-
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lung der Marktbeherrschung hergestellt worden. Das Bundeskartellamt hat Gelegenheit zur Stel-

lungnahme in der Sache erhalten. Mit Schreiben vom 05.02.2002 hat das Bundeskartellamt u.a. 

ausgeführt: Die im Beschluss enthaltenen Ausführungen zu den Maßstäben der Entgeltberech-

nung, der Beurteilung der maßgeblichen Kostenansätze und der Nichtanerkennung einzelner 

Kostenansätze der Antragstellerin erscheinen aus Sicht des Bundeskartellamtes plausibel und 

sachgerecht. Der Begründung für die Zurückweisung des von der Antragstellerin in Ansatz ge-

brachten Gewinnzuschlages ist zuzustimmen. Die Ausführungen zur Vereinbarkeit der Entgelt-

struktur mit den §§ 19 ff GWB begegnen keinen grundlegenden Bedenken. Die von der Be-

schlusskammer vorgetragenen Argumente lassen nach Ansicht des Bundeskartellamtes die 

Einschätzung gerechtfertigt erscheinen, dass – zumindest in Verbindung mit der genehmigten 

Entgelthöhe – die Auswirkungen der Entgeltstruktur auf die Wettbewerbsmöglichkeiten der 

Wettbewerber der Antragstellerin auf den relevanten Märkten vergleichsweise gering sind. Das 

Bundeskartellamt regt jedoch an, die konkreten Wirkungen der Entgeltstruktur regelmäßig u.a. 

durch die Erhebung von Daten zur Sendungsstruktur der Einlieferungsvorgänge von Wettbe-

werbern bei der Antragstellerin zu überprüfen. Der vorgesehene Genehmigungszeitraum von 2 

Jahren erscheint angemessen. Das Bundeskartellamt begrüßt ausdrücklich, dass die Be-

schlusskammer auch die übrigen Regelungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der An-

tragstellerin auf ihre Vereinbarkeit mit § 32 PostG hin überprüft. 

 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen. 

 

 

 

II. 
 

Der Beschluss findet seine Rechtsgrundlage in den §§ 29 Abs. 1, 28 Abs. 2, 20 PostG. 

 

Nach §§ 29 Abs. 1, 28 Abs. 2 Satz 1 PostG bedürfen die Entgelte, die ein auf einem Markt für 

lizenzpflichtige Postdienstleistungen marktbeherrschender Lizenznehmer für die Zuführung von 

Postsendungen zu den von ihm betriebenen Postfachanlagen erhebt, der Genehmigung nach 

den §§ 19 und 20 PostG, wenn die Zuführung von Postsendungen zu Postfachanlagen von dem 

verpflichteten Lizenznehmer in seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen aufgenommen wird.  

 

§ 29 Abs. 1 Satz 1 PostG sieht vor, dass ein Lizenznehmer, der auf einem Markt für lizenzpflich-

tige Postdienstleistungen marktbeherrschend ist, soweit dies nachgefragt wird, verpflichtet ist, 

auf diesem Markt anderen Anbietern von Postdienstleistungen gegen Entrichtung eines Entgelts 

die Zuführung von Postsendungen zu den von ihm betriebenen Postfachanlagen zu gestatten, 
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es sei denn, dies ist sachlich nicht gerechtfertigt. Nach § 29 Abs. 1 Satz 2 PostG gelten § 28 

Abs. 2 und 3 PostG entsprechend. Demnach bedürfen gemäß § 28 Abs. 2 S. 1 PostG Entgelte 

für die Zuführung von Postsendungen zu Postfachanlagen der Genehmigung nach den §§ 19 

und 20 PostG, wenn die Zuführung von Postsendungen zu Postfachanlagen von dem verpflich-

teten Lizenznehmer in seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen aufgenommen werden. 

1. Zuständigkeit und mündliche Verhandlung 

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer folgt aus § 46 Abs. 1 in Verbindung mit §§ 29 Abs. 1, 

28 Abs. 2, 19 ff PostG. 

 

Gem. § 44 Satz 2 PostG i.V.m. § 75 Abs. 3 Satz 1, 1. Halbsatz TKG hat die Beschlusskammer 

vorliegend aufgrund öffentlicher mündlicher Verhandlung entschieden. 

2. § 29 Abs. 1 Satz 1 PostG 

Die Antragstellerin ist Lizenznehmerin im Sinne von §§ 29 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 2 PostG. 

 

Die Antragstellerin hält eine Lizenz der Lizenzklassen A bis F nach § 5 Abs. 1 PostG i.V.m. § 51 

Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1, 2, 4, 5, 6 PostG für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

Darüber hinaus steht ihr gem. § 51 Abs. 1 Satz 1 PostG bis zum 31. Dezember 2007 das aus-

schließliche Recht zu, Briefsendungen und adressierte Kataloge, deren Einzelgewicht weniger 

als 200 Gramm und deren Einzelpreis bis zum Fünffachen des am 31. Dezember 1997 gelten-

den Preises für entsprechende Postsendungen der untersten Gewichtsklasse beträgt, ge-

werbsmäßig zu befördern (gesetzliche Exklusivlizenz). Nicht unter die befristete gesetzliche Ex-

klusivlizenz fallen die unter § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 7 PostG aufgeführten Tätigkeiten. 

 

Die Antragstellerin ist auch nach § 29 Abs. 1 Satz 1 PostG auf einem Markt für lizenzpflichtige 

Postdienstleistungen gem. § 5 Abs. 1 i.V.m. § 4 Nr. 1a PostG tätig, da sie Briefsendungen, de-

ren Einzelgewicht 1000 Gramm nicht überschreitet, gewerbsmäßig befördert. 
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3. Marktbeherrschende Stellung 

Die Antragstellerin verfügt auf dem relevanten Markt für lizenzpflichtige Postdienstleistungen 

über eine marktbeherrschende Stellung i.S.v. § 4 Nr. 6 PostG i.V.m. § 19 Abs. 2 des Gesetzes 

gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB).  

3.1 Der sachlich relevante Markt 

Die Festlegung des relevanten Marktes erfolgt nach dem Bedarfsmarktprinzip, d.h. solche 

Dienstleistungen werden zu einem Markt zusammengefasst, die sich hinsichtlich ihrer Eigen-

schaften, Verwendungszweck und Preislage so nahe stehen, dass sie aus Sicht eines verstän-

digen Nachfragers als für die Deckung seines bestimmten Bedarfs gleichermaßen geeignet an-

gesehen werden (vgl. statt vieler: Langen/Bunte/Ruppelt, Kommentar zum deutschen und euro-

päischen Kartellrecht, 9. Auflage (2001), § 19 Rd. 10 f. m. w. N.). Hierbei ist das tatsächliche 

Austauschverhalten maßgeblich, soweit es ermittelt werden kann. 

 

Die Briefbeförderung von Einzelsendungen mit einem Höchstgewicht von nicht mehr als 1000 

Gramm, die nach § 5 Abs. 1 PostG lizenzpflichtig ist, definiert hier den relevanten Markt und das 

Potenzial der austauschbaren Dienstleistungen.  

 

Hinsichtlich der Abgrenzung der Märkte für die lizenzpflichtige Beförderung von gewöhnlichen 

Briefsendungen lassen sich aus Sicht der Nachfrager dieser Dienstleistungen verschiedene Kri-

terien wie die Schnelligkeit, die Zuverlässigkeit, das Preis-Leistungs-Verhältnis u.a. heranzie-

hen. In Anlehnung an die durch die Leistungen der Antragstellerin geprägte Erwartungshaltung 

der Nachfrager spielen allerdings die Laufzeiterwartung und die Preisgestaltung die maßgebli-

che Rolle und können als entscheidende Abgrenzungskriterien zugrunde gelegt werden. Unter 

Berücksichtigung dieser beiden Kriterien lassen sich für lizenzpflichtige Postdienstleistungen 

folgende, hier relevante Märkte unterscheiden: 

 

• die Beförderung der Sendungen - ohne Garantie des Zustellzeitpunkts - in der Regel tag-

gleich oder bis spätestens am Tag nach der Einlieferung (≤ E+1, sog. schnelle Standard-

dienstleistung) und  

• die Beförderung der Sendungen - ohne Garantie des Zustellzeitpunkts - in der Regel zwei 

oder mehr Tage nach der Einlieferung (≥ E+2, sog. langsame Standarddienstleistung). Im 

wesentlichen umfasst letzterer Markt inhaltsgleiche Massensendungen, wobei das Produkt 

„Infopost“ der Antragstellerin diesen Markt weitgehend bestimmt. 
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Beide Dienstleistungen sind nicht als miteinander austauschbar anzusehen, weil gemäß der 

marktprägenden Produktgestaltung der Antragstellerin für Infopost besondere Bedingungen 

(Mindestmengen, besondere Vorleistungen des Versenders) sowie eine deutlich abweichende 

Preisgestaltung bestehen. Außerdem werden beide Leistungen nach dem Postgesetz differen-

ziert behandelt.  

 

Alternativ kann die Marktabgrenzung entlang der Grenzen der Exklusivlizenz nach § 51 Abs. 1 

Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 PostG vorgenommen werden, wenn man die regulatorische Differenzie-

rung in einen der Antragstellerin vorbehaltenen Markt für Postdienstleistungen und einen dem 

allgemeinen Wettbewerb geöffneten Markt für Postdienstleistungen als entscheidend erachtet. 

Die gewerbsmäßige Beförderung von Briefsendungen und adressierten Katalogen mit einem 

Einzelgewicht von weniger als 200 Gramm und einem Einzelpreis bis 2,81 € (5,50 DM) und die 

Beförderung von inhaltsgleichen Briefsendungen mit einem Gewicht von bis zu 50 Gramm, von 

denen mindestens 50 Stück eingeliefert werden, würden hiernach einen eigenständigen, aus-

schließlich der Antragstellerin vorbehaltenen Markt bilden, während die anderen lizenzpflichtigen 

Briefdienstleistungen einschließlich der Beförderung der Briefsendungen im Rahmen einer quali-

tativ höherwertigen Dienstleistung nach § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG, ihrerseits einen separa-

ten Markt darstellen würden (Markt für liberalisierte Briefdienste).  

3.2 Der räumlich relevante Markt 

Der räumlich relevante Markt umfasst unter Anwendung des Bedarfsmarktkonzeptes das Gebiet 

der Bundesrepublik Deutschland. Maßgeblich sind also alle Briefdienstleistungen, die eine bun-

desweit flächendeckende Zustellung umfassen, und somit der gesamte Inlandsmarkt. 

3.3 Marktbeherrschung der Antragstellerin 

Marktbeherrschend ist ein Unternehmen i.S.d. § 4 Nr. 6 PostG i.V.m. § 19 Abs. 2 GWB, wenn es 

als Anbieter von Dienstleistungen ohne Wettbewerber oder keinem wesentlichen Wettbewerb 

ausgesetzt ist (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB) oder eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern über-

ragende Marktstellung hat (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB). 

 

Bei der Prüfung einer marktbeherrschenden Stellung des weitaus größten Anbieters auf den 

relevanten Märkten, der Antragstellerin, wird die alljährliche Untersuchung des Marktes für li-

zenzpflichtige Postdienstleistunge n durch die Regulierungsbehörde vom Beginn diesen Jahres 

zugrunde gelegt. Die letzte, auf das Jahr 2000 bezogene Erhebung der mengen- und umsatzbe-

zogenen Marktstrukturen ist in dem Jahresbericht 2001 veröffentlicht. 
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Danach verfügt die Antragstellerin im lizenzpflichtigen Bereich von Briefdienstleistungen (Sen-

dungen bis max. 1000 Gramm) über einen wertmäßigen Marktanteil von etwa 98 % (vgl. Seite 

61 des Jahresberichts 2001). Das restliche Marktvolumen entfällt auf knapp 700 andere Lizenz-

nehmer, die damit neben der Antragstellerin lediglich einen fragmentierten Randwettbewerb 

bilden. Selbst wenn man den Markt, in dem der Wettbewerb am meisten fortgeschritten ist, näm-

lich den unter 3.1 genannten Markt für langsame Standardleistungen, allein betrachtet, beträgt 

der umsatzbezogene Marktanteil der Antragstellerin ca. 93,5% .  

 

Darüber hinaus steht der Antragstellerin mit dem reservierten Bereich gemäß § 51 Abs. 1 Satz 1 

PostG in beiden relevanten Märkten ein wettbewerbsfreier Raum ohne disziplinierendes Gegen-

gewicht zur Verfügung, der für eine überragende Marktpräsenz dieses Unternehmens auf den 

Märkten für Briefbeförderung sorgt. Aufgrund dieser günstigen Ausgangsbasis sind die Hand-

lungsspielräume der Antragstellerin gegenüber ihren Konkurrenten dort, wo sie Wettbewerb aus-

gesetzt ist, erheblich erweitert. 

 

Mit den hohen Marktanteilen der Antragstellerin auf den Märkten für die (lizenzpflichtige) Brief-

beförderung geht eine überragende Stellung dieses Unternehmens hinsichtlich seiner Finanz-

kraft einher, die sich - wie die Entwicklung der letzten beiden Jahre zeigt - nicht abgeschwächt, 

sondern nachhaltig verstärkt hat. Wettbewerbern der Antragstellerin ist es zudem auf absehbare 

Zeit verwehrt, die „one-stop-shopping“-Strategie im Briefbereich erfolgreich umzusetzen, um das 

von Kunden vermehrt nachgefragte Komplettangebot von Briefdienstleistungen am Markt offe-

rieren zu können. Die beiden marktweit wichtigsten und aus Kundensicht bedeutsamsten Pro-

dukte, die Beförderung von gewöhnlichen Briefsendungen unter 200 Gramm sowie von Infopost 

bis 50 Gramm, bleiben ausschließlich der Antragstellerin zur Beförderung vorbehalten. 

 

Die Antragstellerin verfügt darüber hinaus in der Distributionslogistik über erhebliche Wettbe-

werbsvorteile gegenüber den anderen Marktteilnehmern. Hierbei sind die sich über alle Märkte 

für Briefdienstleistungen erstreckenden Verbundvorteile und der für eine Flächendeckung erfor-

derliche Feinverteilungsgrad, der erhebliche Anfangsinvestitionen von neu eintretenden Markt-

teilnehmern in die Distributionslogistik erfordert, sowie der zeitliche Wettbewerbsvorsprung der 

Antragstellerin aufgrund des bereits existierenden Briefzustellnetzes (first-mover-Vorteil) zu 

nennen. 

 

Die Antragstellerin ist ausnahmslos der bundesweit einzige Anbieter von flächendeckenden 

Briefdienstleistungen. Nicht nur der hohe Kapitalbedarf für den Aufbau eines flächendeckenden 

Zustellnetzes, sondern auch der nicht über alle Briefdienstleistungen hinweg zugelassene Wett-

bewerb stellen gegenwärtig Marktzutrittsschranken für andere Wettbewerber dar, die das Ziel 
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einer bundesweit flächendeckenden Briefzustellung verfolgen. Hinzu kommt das sehr niedrige 

Preisniveau der Antragstellerin bei der Infopost (€ 0,24 abzüglich weiterer möglicher Rabatte für 

die Standard-Infopost), welches einen Marktzutritt für neue Wettbewerber unattraktiv erscheinen 

lässt. 

 

Wenn man die alternative Marktabgrenzung zugrunde legt und auf eigenständige Märkte für die 

Exklusivlizenz einerseits und die „liberalisierten Dienste“ andererseits abstellt, wäre ebenfalls 

eine Marktbeherrschung der Antragstellerin festzustellen. Denn in dem reservierten Bereich ist 

sie ohne Wettbewerber und damit marktbeherrschend nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 GWB. Im 

Wettbewerbsbereich verfügt sie mit 93,5 % über außergewöhnlich hohe Marktanteile. Ange-

sichts der Größe des Exklusivbereichs im Verhältnis zum Gesamtmarkt ist von einer hohen 

Wettbewerbswirkung der im Exklusivbereich gesammelten Erfahrungskurveneffekte und der 

erwirtschafteten finanziellen Mittel auf den Wettbewerbsbereich auszugehen. Für die Antragstel-

lerin ergeben sich zudem sehr hohe Verbundvorteile zwischen Exklusiv- und Wettbewerbsbe-

reich der Briefdienstleistungen, da im Beförderungsprozess dieselben Ressourcen, vor allem bei 

den Sortier- und Verteilvorgängen, genutzt werden können. 

 

Bei der Gesamtbetrachtung kommt den außerordentlich hohen Marktanteilen der Antragstellerin 

in dem relevanten Markt die entscheidende Bedeutung zu. Bezogen auf den Umsatz verfügt die 

Antragstellerin über eine herausragende Marktposition mit einem längerfristig geschützten Ex-

klusivbereich. Alle weiteren, nach § 19 Abs. 2 Nr. 2 GWB zu beachtenden Kriterien vermögen 

nicht, diese aufgrund des hohen Marktanteils in dem relevanten Markt bestehende überragende 

Stellung der Antragstellerin auch nur annähernd abzuschwächen. 

 

Die Antragstellerin verfügt somit auf den Inlandsmärkten für die Briefbeförderung von Sendun-

gen eines Einzelgewichts bis 1000 Gramm mit einer erwarteten Laufzeit von bis zu E+1 (schnel-

le Standarddienstleistung) und von E+2 und mehr (langsame Standarddienstleistung) bzw. al-

ternativ in dem gesetzlich reservierten und dem Markt für die dem allgemeinen Wettbewerb ge-

öffneten Postdienste jeweils über eine marktbeherrschende Stellung i.S.d. § 4 Nr. 6 PostG i.V.m. 

§ 19 Abs. 2 GWB. Diese Feststellung ergibt sich bei jeder denkbaren Abgrenzung des Marktes 

für lizenzpflichtige Briefdienstleistungen, so dass eine definitive Abgrenzung des sachlich rele-

vanten Marktes dahin stehen kann. 

4. Aufnahme in Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Die Zuführung von Postsendungen zu den von der Antragstellerin betriebenen Postfachanlagen 

ist von der Antragstellerin nach § 29 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 28 Abs. 2 Satz 1 PostG in ihre All-

gemeinen Geschäftsbedingungen aufgenommen worden. 
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Dass die von der Antragstellerin angebotenen Verträge über den Zugang zu Postfachanlagen 

Allgemeine Geschäftsbedingungen darstellen, ist nach Auffassung der Beschlusskammer nicht 

zweifelhaft.  

 

Der Begriff der Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist mangels einer eigenen Definition im 

Postgesetz gemäß der Begriffsbestimmung in § 305 Abs. 1 BGB (bis 31.12.2001 §1 AGBG) 

auszulegen (so auch Beck´scher PostG Kommentar § 28 Rdnr. 98). 

 

Nach § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB (bis 31.12.2001 § 1 Abs. 1 Satz 1 AGBG) sind Allgemeine Ge-

schäftsbedingungen alle für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen, 

die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluss des Vertrages 

stellt. Dabei ist nach § 305 Abs. 1 Satz 2 BGB (bis 31.12.2001 § 1 Abs. 1 Satz 2 AGBG) gleich-

gültig, ob die Bestimmungen einen äußerlich gesonderten Bestandteil des Vertrages bilden oder 

in die Vertragsurkunde selbst aufgenommen werden, welchen Umfang sie haben, in welcher 

Schriftart sie verfasst sind und welche Form der Vertrag hat. Nach § 305 Abs. 1 Satz 3 BGB (bis 

31.12.2001 § 1 Abs. 2 AGBG) liegen Allgemeine Geschäftsbedingungen nicht vor, soweit die 

Vertragsbedingungen zwischen den Vertragsparteien im einzelnen ausgehandelt sind. 

 

Die in den von der Antragstellerin den Wettbewerbern vorgelegten Vertragsangeboten enthalte-

nen Vertragsbedingungen sind von der Antragstellerin für eine Vielzahl von Verträgen vorformu-

liert. Denn sie werden in allen Fällen vor Vertragsschluss von der Antragstellerin fertig aufge-

stellt und nicht erst bei Vertragsschluss ausgehandelt (Wolf/Horn/Lindacher AGB-Gesetz § 1 

Rdnr. 12). Dies geschieht in allen Fällen der von der Antragstellerin gegenüber den Lizenzneh-

mern erbrachten Vertragsangebote. Die Lizenznehmer erhalten einen fertigen, zumeist bereits 

von Seiten der Antragstellerin aus unterschriebenen Vertragstext. Dabei ist es unschädlich, dass 

mehrere Vertragstexte existieren, die hinsichtlich der Reihenfolge und der sprachlichen Formu-

lierungen voneinander abweichen. Denn Klauseln unterfallen auch dann dem AGB-Begriff, wenn 

sie in verschiedenen Verträgen in unterschiedlicher Kombination, aber in sich inhaltsgleich ver-

wendet werden, z.B. in einem System von Textbausteinen (Wolf/Horn/Lindacher AGB-Gesetz § 

1 Rdnr. 13 m.w.N.). Ebenso ist es nach § 305 Abs. 1 Satz 2 BGB (bis 31.12.2001 § 1 Abs. 1 

Satz 2 AGBG) unschädlich, dass die Vertragsbedingungen nicht als solche überschrieben oder 

lediglich gesonderte Zusatzbedingungen zu im einzelnen abgeschlossenen Verträgen darstel-

len. Vielmehr unterfallen gerade auch komplette Formularverträge den gesetzlichen Regelungen 

über Allgemeine Geschäftsbedingungen.  

 

Die Vertragsbedingungen werden auch von der Antragstellerin als Verwender der anderen Ver-

tragspartei im Sinne des § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB (bis 31.12.2001 § 1 Abs. 1 Satz 1 AGBG) 
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gestellt. Die Vertragsbedingungen werden von der Antragstellerin derart eingeführt, dass die 

andere Vertragspartei keine reale Möglichkeit zum Aushandeln sieht. Entscheidend für das Stel-

len im Sinne des § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB (bis 31.12.2001 § 1 Abs. 1 Satz 1 AGBG) sind die 

weitgehend übereinstimmenden Ergebnisse, sprich die vorliegende Übereinstimmung der Be-

dingungen der abgeschlossenen Verträge mit den Bedingungen der von der Antragstellerin den 

Lizenznehmern vorgelegten Vertragsangebote.  

 

Eine Ausnahme nach § 310 Abs. 4 BGB (bis 31.12.2001 § 23 Abs. 1 AGBG) ist nicht gegeben, 

da es sich nicht um Verträge auf dem Gebiet des Erb, Familien-, Gesellschafts- oder Arbeits-

rechts handelt. Auch § 310 Abs. 1 BGB (bis 31.12.2001 § 24 AGBG) ändert nichts am Vorliegen 

von Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach § 305 Abs. 1 BGB (bis 31.12.2001 § 1 AGBG), 

sondern erklärt bei Anwendung gegenüber einem Unternehmer lediglich einzelne gesetzliche 

Regelungen für nicht anwendbar. 

 

Der von der Antragstellerin in ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen aufgenommene Zugang 

zu Postfachanlagen wird nach §§ 29 Abs. 1 Satz 2, 28 Abs. 1 Satz 1 PostG ausweislich des 

Antrags und des Entwurfs der AGB der Antragstellerin gegenüber anderen Anbietern von Post-

dienstleistungen erbracht.  

5. Frist 

Gemäß § 22 Abs. 2 PostG entscheidet die Regulierungsbehörde über einen Entgeltgenehmi-

gungsantrag innerhalb von 6 Wochen nach Eingang des Antrags. Sie kann die Frist durch Mittei-

lung an den Antragsteller um bis zu 4 Wochen verlängern.  

 

Die Beschlusskammer hat die Entscheidungsfrist mit Schreiben an die Antragstellerin vom 

10.01.02 um 4 Wochen verlängert.  

 

Die damit insgesamt 10-wöchige Entscheidungsfrist endet im vorliegenden Fall gem. § 31 Abs. 1 

VwVfG i.V.m. § 188 Abs. 2, 1. Alternative BGB mit Ablauf des 11.02.2002, wobei das für den 

Anfang der Frist maßgebende Ereignis i.S.v. § 187 Abs. 1 BGB im Eingang des Entgeltantrages 

bei der Beschlusskammer am 03.12.01 zu sehen ist. 

6. Höhe der Entgelte  

Die von der Antragstellerin beantragten Entgelte waren nur in der aus dem Tenor ersichtlichen 

Höhe genehmigungsfähig, da sie sich, soweit sie darüber hinausgehen, nicht an den Kosten der 

Formatiert: Nummerierung
und Aufzählungszeichen

Formatiert: Nummerierung
und Aufzählungszeichen



 - 12 -

effizienten Leistungsbereitstellung orientieren und Aufschläge enthalten, die die Antragstellerin 

nur aufgrund ihrer marktbeherrschenden Stellung durchsetzen kann.  

 

Die Entscheidung über die Genehmigung der Entgelte erfolgt nach §§ 29 Abs. 1 Satz 2, 28 Abs. 

2 Satz 1, 20 PostG, § 3 PEntgV auf der Grundlage der Kosten der effizienten Leistungsbereit-

stellung nach § 20 Abs. 1 PostG. Dabei sind diese, anders als von der Antragstellerin vertreten, 

ein selbständiger gesetzlicher Prüfungsmaßstab und nicht nur eine bloße gesetzgeberische 

Zielvorstellung, der neben den Anforderungen des § 20 Abs. 2 PostG keine regulatorische Be-

deutung zukommt. Dies ergibt sich bereits aus dem eindeutigen Wortlaut des § 20 Abs. 1 PostG, 

der als kumulative Voraussetzungen normiert, dass die Entgelte sich an den Kosten der effizien-

ten Leistungsbereitstellung zu orientieren und den Anforderungen nach § 20 Abs. 2 PostG zu 

entsprechen haben. Dies hat das VG Köln in seiner Entscheidung 1 K 10404/98 vom 30.08.01 

auf den Seiten 8 bis 10 des amtlichen Umdrucks zu den weitgehend gleichlautenden Vorschrif-

ten des TKG bestätigt. Auch § 3 Abs. 1 Satz 1 PEntgV bestimmt, dass die Regulierungsbehörde 

zu prüfen hat, ob und inwieweit die beantragten Entgelte sich an den Kosten der effizienten 

Leistungsbereitstellung orientieren und den Anforderungen nach § 20 Abs. 2 des Gesetzes ent-

sprechen. Ebenso verweist § 28 Abs. 2 Satz 1 PostG hinsichtlich der Genehmigung der Entgelte 

ausdrücklich auf § 20 PostG, und damit auch auf dessen Abs. 1. Auch § 21 PostG, der Arten 

und Verfahren der Entgeltgenehmigungen regelt, statuiert in Abs. 1 Nr. 1 ausdrücklich, dass die 

Entgelte auf der Grundlage der auf die einzelne Dienstleistung entfallenden Kosten der effizien-

ten Leistungsbereitstellung genehmigt werden.  

 
Letztendlich kann vorliegend jedoch die Frage, ob die Orientierung der von der Antragstellerin 

beantragten Entgelte an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung nach § 20 Abs. 1 

PostG einen selbständigen Genehmigungstatbestand darstellt, oder ob die Kosten der effizien-

ten Leistungsbereitstellung, wie von der Antragstellerin vorgetragen, lediglich den Ausgangs-

punkt der Prüfung von Aufschlägen im Sinne von § 20 Abs. 2 Nr. 1 PostG bilden, dahingestellt 

bleiben. Denn jedenfalls enthalten die beantragten Entgelte über die genehmigte Höhe hinaus 

Aufschläge auf die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung nach § 20 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 

PostG, die die Antragstellerin nur aufgrund ihrer marktbeherrschenden Stellung durchsetzen 

kann.  

6.1 Teilgenehmigung 

Die Beschlusskammer war vorliegend gehalten, die beantragten Entgelte insoweit zu genehmi-

gen, wie sie dem gesetzlichen Maßstab der §§ 29 Abs. 1, 28 Abs. 2 Satz 1, 20 PostG entspre-

chen. Man könnte zwar den Wortlaut des § 21 Abs. 3 Post („die Genehmigung der Entgelte ist 

zu versagen, wenn ... sie den Anforderungen nicht entsprechen“) so verstehen, dass es für die 
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Regulierungsbehörde nur die beiden Entscheidungsalternativen der vollständigen Genehmigung 

oder der gänzlichen Ablehnung des beantragten Entgeltes geben kann, die Teilgenehmigung 

also als Möglichkeit ausschiede. Dies ist jedoch schon kein sprachlich zwingendes Verständnis 

der Norm. Ihr Aussagegehalt kann ebenso in der Festlegung der Voraussetzungen liegen, unter 

denen ein beantragtes Entgelt - hinsichtlich seiner Struktur und der Höhe - genehmigungsfähig 

ist. Für dieses Verständnis sprechen sowohl die Gesetzesbegründung, der kein Hinweis zu ent-

nehmen ist, dass der Gesetzgeber die Möglichkeit einer - wie vorliegend erteilten - modifizieren-

den Genehmigung bzw. Teilgenehmigung ausschließen wollte, als auch der Wortlaut des § 3 

Abs. 1 Satz 1 PEntgV, wonach die Regulierungsbehörde zu prüfen hat, ob und inwieweit die 

beantragten Entgelte sich an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung orientieren. 

 

Für dieses Verständnis spricht auch der verwaltungsverfahrensrechtliche Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit. Die Genehmigung eines in seiner Struktur und/oder Höhe modifizierten Ent-

gelts ist im Vergleich zur gänzlichen Versagung der Genehmigung ein milderes Mittel. Die Ab-

lehnung hätte vor dem Hintergrund des § 23 Abs.1 PostG zur Folge, dass die Antragstellerin bis 

zu einer Neubeantragung und Neubescheidung für die Leistung, zu deren Erbringung sie nach  

§ 29 Abs.1 PostG verpflichtet ist, weiterhin ein nicht genehmigtes Entgelt verlangen würde.  

Schließlich spricht auch der Grundsatz der Verfahrensökonomie für eine solche Auslegung. 

Denn bei vollständiger Abweisung des Antrages würde einem Antragsteller ansonsten zugemu-

tet, einen neuen Antrag auf Genehmigung eines für ihn nach seiner Auffassung nicht akzeptab-

len Entgelts zu stellen, der im Rahmen eines nochmals nach §§ 44 S. 2 PostG, 74ff. TKG 

durchzuführenden aufwendigen Genehmigungsverfahrens behandelt werden müsste.  

6.2 Maßstäbe des § 20 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 PostG 

Nach § 28 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 20 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 PostG haben sich genehmigungsbe-

dürftige Entgelte an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung zu orientieren und dürfen 

keine Aufschläge enthalten, die der Anbieter nur aufgrund seiner marktbeherrschenden Stellung 

durchsetzen kann.  

 

Vorliegend orientieren sich die beantragten Entgelte über die genehmigte Höhe hinaus nicht an 

den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung nach § 20 Abs. 1 PostG und enthalten über 

diese hinaus Aufschläge nach § 20 Abs. 2 Nr. 1 PostG. 

6.2.1 Grundlagen der Entscheidung 

Für die Gewährung eines Zuganges zu Postfachanlagen hat die Antragstellerin mit Schreiben 

vom 03.12.2001 eine Kalkulation der von ihr beantragten Entgelte vorgelegt. Im Gegensatz zu 
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den in vorangegangenen Verfahren nach § 31 Abs. 2 PostG in Sachen Postfachzugang einge-

reichten Unterlagen wurden dafür von der Antragstellerin erstmalig einmalige Prozesskosten pro 

Einlieferungsvorgang und laufende Prozesskosten pro eingelieferter Sendung geltend gemacht. 

Die nach § 2 PEntgV geforderten Kostennachweise wurden zu einem großen Teil mit dem Ent-

geltantrag vorgelegt. Insoweit Unterlagen nach § 2 PEntgV nicht vollständig eingereicht wurden, 

konnte die Antragstellerin für einen Teil schlüssig darlegen, dass sie diese Unterlagen nicht bei-

bringen konnte. Für einen anderen Teil konnte die Beschlusskammer die notwendigen Informa-

tionen aus Parallelverfahren heranziehen.  

 

Grundlage für die Entscheidung der Beschlusskammer waren somit die dem Entgeltgenehmi-

gungsantrag beigefügten entgeltbegründenden Unterlagen, die ergänzenden Schreiben vom 

03.01.2002, vom 16.01.2002 und vom 22.01.2002, Unterlagen aus früheren Beschlusskammer-

verfahren, insbesondere aus dem Verfahren BK5b-01/090, und sonstige zugängliche Informati-

onsquellen. Dabei wurden die entgeltbegründenden Unterlagen und Kostennachweise auf deren 

formelle und materielle Vollständigkeit sowie auf deren Plausibilität, Widerspruchsfreiheit und 

Nachvollziehbarkeit hin überprüft. Die Beschlusskammer hat die mit dem Antrag vorgelegte Kos-

tenkalkulation sodann hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem in § 20 Abs. 1 PostG verankerten 

Grundsatz der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung überprüft. Nach § 3 Abs. 2 PEntgV 

ergeben sich die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung aus den langfristigen zusätzli-

chen Kosten der Leistungsbereitstellung und einem angemessenen Zuschlag für leistungsmen-

genneutrale Gemeinkosten, jeweils einschließlich eines dem unternehmerischen Risiko ange-

messenen Gewinnzuschlags, soweit diese Kosten jeweils für die Leistungsbereitstellung not-

wendig sind. 

6.2.2 Prozessbeschreibung 

Die von der Antragstellerin eingereichten Unterlagen, soweit sie sich auf die Darstellung der 

Prozessabläufe beziehen, erfüllen die Anforderungen an eine nachvollziehbare und prüffähige 

Prozessbeschreibung, wie dies in den vorangegangenen Beschlüssen nach § 31 Abs. 2 PostG 

nachhaltig gefordert wurde. Anhand der Prozessdokumentation lassen sich Art und Umfang der 

erforderlichen Prozessschritte nachvollziehen. Folglich konnte von der Beschlusskammer über-

prüft werden, ob die zugrunde gelegten Prozesse dem Effizienzmaßstab gemäß § 20 Abs. 1 

PostG genügen.  

 

Die Antragstellerin hat auf den Seiten 13 und 14 ihres Entgeltantrags sämtliche im Zusammen-

hang mit dem Annahmevorgang anfallenden Tätigkeiten umfassend und hinreichend beschrie-

ben. Danach zerfällt der Annahmeprozess in einen von der Einlieferungsmenge unabhängigen, 
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d.h. fixen, und einen von der Einlieferungsmenge abhängigen, also variablen Anteil. Der fixe 

Bearbeitungsanteil umfasst folgende Teilprozesse:  

 

• Prüfung, ob der Wettbewerber einlieferungsberechtigt ist, 

• Überprüfung, ob er in Behältern einliefert, die sich von denen der Antragstellerin unter-

scheiden, 

• Prüfung der Einlieferungsliste, 

• Verbuchung in EPOS. 

 

Der variable Anteil setzt sich aus folgenden Teilprozessen zusammen: 

 

• Überprüfung, ob der Wettbewerber ausschließlich postfachbeschriftete Sendungen über-

gibt, 

• Überprüfung, ob alle Sendungen des Wettbewerbers mit dem Firmenkennzeichen ge-

kennzeichnet sind und AGB-konform sind, 

• Überprüfung, ob alle Sendungen einen Tagesstempel tragen, 

• Überprüfung, ob alle Sendungen des Wettbewerbers vorsortiert sind, 

• Überprüfung der eingelieferten Stückzahl. 

 

Der in dem Entgeltantrag beschriebene Annahmeprozess erscheint zwar stark aufgebläht. Je-

doch sind die dort aufgelisteten Tätigkeiten unter Kostengesichtspunkten zum Teil kaum von 

Relevanz, da ein wesentlicher Teil der dort beschriebenen Tätigkeiten, wie die Antragstellerin 

selbst einräumt, nicht sequentiell, sondern oftmals in einem Arbeitsschritt simultan erledigt wird.  

 

Überdies belegen die vorgelegten Zeitmessungen der Antragstellerin, dass die auf diese einzel-

nen Arbeitschritte entfallenden Bearbeitungsanteile gemessen an der Gesamtbearbeitungszeit 

nur eine Marginalie darstellen (siehe auch Anlage 4 des Entgeltantrages).  

 

Der Sortierprozess wurde von der Antragstellerin in vorangegangenen Verfahren bereits in 

nachvollziehbarer Weise beschreiben. 

6.2.3 Prozesszeiten für den Annahmeprozess 

Die im Rahmen des Entgeltantrages vorgelegte Entgeltkalkulation ist auch bezüglich Ermitt-

lungsmethode und Herleitung der einzelnen Prozesszeiten vollständig und somit für die Be-

schlusskammer nachvollziehbar. Die hier gegebenen Erläuterungen zu den einzelnen Zeitansät-

zen für den Annahmeprozess genügen den Anforderungen der Beschlusskammer hinsichtlich 

Transparenz und Detaillierungsgrad. 
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Auf den Seiten 10 ff. des Entgeltantrags hat die Antragstellerin umfassend und in nachvollzieh-

barer Weise die Ermittlungsmethode zur Erfassung der Zeitbedarfe für fixe und variable Bearbei-

tungsanteile erläutert. Sie hat dabei überzeugend dargelegt, dass die Erfassung der im Rahmen 

des Annahmeprozesses anfallenden Tätigkeiten unter Verwendung zentraler Zeitstandards nach 

REFA-Methodik angesichts geringer Einlieferungsmengen und fehlender Kontinuität der Einliefe-

rungsvorgänge derzeit nicht in Betracht komme. Auch hat sie von einer Expertenschätzung Ab-

stand genommen.  

 

Insofern ist die von der Antragstellerin angewandte Methode, der zufolge von 13 durchgeführten 

Messungen nur Ergebnisse aus vier Zeitmessungen bei der Entgeltkalkulation zugrundegelegt 

wurde, zur Zeit nicht zu beanstanden. Durch diese Vorgehensweise konnten, wie die Antragstel-

lerin überzeugend vorträgt, Verzerrungen nach oben als Folge fehlender Repräsentativität elimi-

niert werden. Die so ermittelte Bearbeitungsdauer (Anlage 4a des Entgeltantrags) für den An-

nahmeprozess wird daher als angemessen im Sinne des § 20 PostG angesehen. 

 

Dementsprechend wird im weiteren für den Annahmevorgang im Hinblick auf den fixen Bearbei-

tungsanteil ein Zeitansatz von 0,0224 Std. pro Annahmevorgang und im Hinblick auf den variab-

len Bearbeitungsanteil ein Zeitansatz von 0,5075 Std. pro 1000 Sendungen (1,8 Sekunden) 

zugrundegelegt. 

6.2.4 Prozesszeiten für das Einsortieren der Sendungen 

Die von der Antragstellerin für die Tätigkeit Einlegen postfachadressierter Sendungen zugrunde 

gelegten Zeitansätze von 0,90 Std. für 1000 Sendungen im Unternehmensbereich (UB) Filiale 

und von 0,74 Std. für 1000 Sendungen im UB Brief sind angemessen. Diese Zeitansätze liegen 

unter den in vorangegangenen Verfahren für die Tätigkeit Einlegen in Postfachanlagen von der 

Antragstellerin veranschlagten und von der Beschlusskammer akzeptierten Zeitansätzen. Die 

unterschiedlichen Zeitansätze im UB Filiale und im UB Brief erklären sich dadurch, dass im UB 

Brief in erster Linie Kräfte eingesetzt werden, deren Tätigkeit hauptsächlich im Einsortieren von 

postfachadressierten Sendungen besteht. 
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6.2.5 Kostenkalkulation 

6.2.5.1 Postfachanlagen in eigenbetriebenen Filialen (UB Filiale und UB Brief) 

6.2.5.1.1 Personalkosten 

Die der Entgeltkalkulation der Antragstellerin für den Postfachzugang zugrundeliegenden Per-

sonalkosten je Stunde von DM 60,52/Std. im UB Filiale und von DM 47,93/Std. im UB Brief ori-

entieren sich nicht an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung. 

 

Die von der Antragstellerin geltend gemachten Personalkosten je Stunde weichen erheblich von 

den durchschnittlichen Personalkosten je Stunde (Personalvollkostenstundensatz) in Höhe von 

DM 49,04 ab, welche in dem von der Antragstellerin u.a. im Verfahren BK5b-01/090 vorgelegten 

Gutachten des Beratungsunternehmens KPMG ermittelt wurden (vgl. dort Seite 17 der Anlage 2 

zum Schreiben vom 24.09.2001).  

Überdies weichen die nunmehr geltend gemachten Personalvollkostenstundensätze von den im 

Anordnungsverfahren BK5b-01/090 (vgl. dort Anlage 6 zum Schreiben vom 24.09.2001 und die-

sem beigefügte „Kalkulation“ Seite 7) vorgetragenen Personalvollkostenstundensätzen ab. In 

diesem Verfahren hat die Antragstellerin für dasselbe Bezugsjahr 2001 für den UB Filiale einen 

durchschnittlichen Stundensatz von DM 60,48 und für den UB Brief einen Stundensatz von 

durchschnittlich DM 39,04 berechnet. 

 
Diese Diskrepanzen sind für die Beschlusskammer nicht nachvollziehbar, da der in Rede ste-

hende Kostensatz sowohl im vorliegenden Entgeltgenehmigungsverfahren als auch im Rahmen 

der KPMG-Kostenstudie unter Heranziehung der Daten aus der Kosten- und Erfolgsrechnung 

und der Finanzbuchhaltung der Antragstellerin abgeleitet und berechnet worden ist.  

 
Zudem werden von der Antragstellerin bei der Herleitung der Personalvollkostenstundensätze 

Personalkosten höher besoldeter Kräfte in die Berechnung mit einbezogen, deren Qualifikatio-

nen über dem Tätigkeitsprofil liegen, die typischerweise im Zusammenhang mit dem Zugang zu 

Postfächern erforderlich ist. Dies widerspricht dem in § 20 Abs. 1 PostG verankerten Grundsatz 

der effizienten Leistungsbereitstellung. Denn grundsätzlich ist nicht darauf abzustellen, welche 

Kräftegruppen in den von der Antragstellerin betriebenen Postfach-Anlagen tatsächlich Tätigkei-

ten im Zusammenhang mit dem Postfach-Zugang ausführen. Bei Zugrundelegung des Effi-

zienzmaßstabes dürfen in die Personalkosten nur derjenigen Kräfte einbezogen werden, deren 

Einsatz sowohl aufgrund betrieblicher, tarifrechtlicher und sonstiger gesetzlicher Regelungen als 

auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht erforderlich ist.  
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Ausgehend von den im Rahmen des Verfahrens BK 5b-01/090 vorgelegten Unterlagen beläuft 

sich der Kostensatz für die originären Personalkosten somit auf DM 33,36 im UB Filiale und DM 

27,64 im UB Brief (vgl. dort Anlage 6 zum Schreiben vom 24.09.2001). Zugrunde gelegt wurden 

hierbei die tatsächlich im ersten Halbjahr 2001 angefallenen Kosten, wobei nur die nur aus be-

triebswirtschaftlicher Sicht erforderlichen Kräftegruppen entsprechend dem Kräfteprofil berück-

sichtigt wurden. Nicht einbezogen wurden dabei die höher besoldeten Kräften einschließlich der 

Vergütungsstufe BAT IV bzw. der vergleichbaren Besoldungsgruppe A8. Deren Nichtberücksich-

tigung ergibt sich aus den von der Antragstellerin in dem Verfahren BK 5b-01/090 vorgelegten 

Unterlagen (vgl. dort Anlage 6 zum Schreiben vom 24.09.2001). Kräfte mit der Vergütungsstufe 

BAT IV werden dort nicht ausgewiesen. Aus dem Vergleich der Kräfte im UB Brief bzw. UB Filia-

le ergibt sich, dass die Tätigkeiten A8 eindeutig höher zu bewerten sind, so dass sie bei 

Zugrundelegung des in § 20 Abs. 1 PostG niedergelegten Effizienzmaßstabes nicht erforderlich 

sind. Diese Bewertung entspricht im übrigen der von der Antragstellerin selbst vorgetragenen 

Argumentation.  

In dem Verfahren BK 5b-01/090 führt sie aus, dass im UB Filiale Kräfte eingesetzt werden, zu 

deren Aufgabenspektrum u. a. Bankgeschäfte gehören, welches über das Aufgabenspektrum 

eines Mitarbeiters im Briefbereich hinausgeht (vgl. dort die dem Schreiben vom 24.09.2001 bei-

gefügte „Kalkulation“). Diese Filialmitarbeiter haben somit eine höhere Qualifikation, als es für 

den Briefbereich nötig wäre. Auf Seite 16 des Entgeltantrages trägt sie ebenfalls vor, dass hö-

herqualifizierte Beamte und Angestellte nicht berücksichtigt werden.  

 

Die Nichtberücksichtigung der nach A8 besoldeten Kräfte ergibt sich auch aus Opportunitäts-

überlegungen. Für bestimmte, hoch bewertete Tätigkeiten innerhalb der Filiale müssen entspre-

chend hoch besoldete Kräfte vorgehalten werden, die jedoch nicht in vollem Umfang mit den 

ihren Qualifikationen entsprechenden Tätigkeiten ausgelastet werden können. In den Zeiten der 

Nichtauslastung entstehen aber weiterhin Personalkosten, ohne dass Deckungsbeiträge erzielt 

werden. Übernimmt diese Kraft hingegen niedriger bewertete Tätigkeiten, erzielt sie dadurch ein 

Teil der notwendigen Deckungsbeiträge, so dass geringere Opportunitätskosten anfallen. Aus-

gehend davon kann bei der Ermittlung des durchschnittlichen Personalvollkostenstundensatzes 

die Kraft nicht mit ihren Personalkosten nach A8 angesetzt werden, sondern nur mit Kosten, die 

im Zusammenhang mit Tätigkeiten beim Postfachzugang entstehen. Ausweislich der im UB Brief 

anzutreffenden Personalkostenstruktur dürfen daher bei der Ermittlung des durchschnittlichen 

Personalvollkostenstundensatzes grundsätzlich nur Kräfte einschließlich der Besoldungsstufe 

A7 einbezogen werden. 

 

Auch das ergänzende Schreiben der Antragstellerin vom 16.01.2002 liefert insoweit keine weite-

ren Erkenntnisse. Weder wird damit eine repräsentative Stichprobe von Filialen vorgelegt, noch 
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werden die der Anlage 4 des Entgeltantrages zugrundeliegenden Filialen näher beschrieben. So 

werden vielmehr Filialen mit einem überproportional hohen Anteil nach A8 und A9 besoldeter 

Kräfte aufgeführt. Zudem ist die Herleitung dieser Angaben nicht nachvollziehbar. Es handelt 

sich offensichtlich nicht um eine vollständige Auflistung der beschäftigten Kräfte. Unklar ist, ob 

es sich um Durchschnittswerte oder Mindestwerte handelt. Die Antragstellerin trägt daher auch 

selbst vor, dass die vorgelegte Stichprobe keine genaueren Erkenntnisse liefern kann. 

 

 

Die von der Antragstellerin zusätzlich zu den originären Personalkosten geltend gemachten Zu-

schläge für persönliche Bedürfnisse und für angemessene Schalterstunden sowie der Vertreter-

zuschlag wurden dagegen von der Antragstellerin schlüssig dargelegt und werden daher akzep-

tiert. 

 

Bezüglich der von der Antragstellerin geltend gemachten Personalkostensteigerung ist festzu-

stellen, dass eine Steigerungsrate von 3,5 % für das Jahr 2002 nicht den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechen dürfte. Es ist realistischerweise davon auszugehen, dass sich die Personal-

kosten im Durchschnitt um weniger als 3,5 % erhöhen werden. Hierbei ist nämlich zu beachten, 

dass Erhöhungen etwa aufgrund von Tariflohnsteigerungen oder Höhergruppierungen infolge 

verschiedener Struktureffekte ausgeglichen oder sogar überkompensiert werden. So wird der 

Altersausstieg rentennaher Jahrgänge und der Neuanstieg jüngerer Kräfte tendenziell eher zu 

einer Senkung der Personalkosten führen. Unter Berücksichtigung dieser Umstände erscheint 

eine Steigerungsrate von 1,0 % angemessen. Diese Steigerungsrate wird bestätigt durch Kos-

tendaten der Antragstellerin, die kammerbekannt sind. 

 

Aus diesen Daten geht hervor, dass die Antragstellerin im Rahmen ihrer internen Personalpla-

nung für die Konzernsparte UB Brief nur eine Kostensteigerung von 0,8 % für das Jahr 2002 

prognostiziert, wohingegen die Gesamtkosten der Konzernsparte von € 5.922 Mrd. im Jahr 2001 

auf € 5.950 Mrd. im Jahr 2002 steigen sollen. Zu dieser Steigerungsrate von 0,8 % wird seitens 

der Beschlusskammer ein  Sicherheitszuschlag in Höhe von 0,2 % addiert, um mögliche Impon-

derabilien abzudecken. 

 

Unter Berücksichtigung dieser Zuschläge und einer Personalkostensteigerung i.H.v. 1,0 % für 

das Jahr 2002 ergibt sich ein Personalvollkostenstundensatz für UB Filiale i.H.v. DM 54,32 bzw. 

für UB Brief i.H.v. DM 39,34. Die so ermittelten Stundensätze werden im weiteren zugrundege-

legt. 
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6.2.5.1.2 Gemeinkostenzuschläge 

Die von der Antragstellerin in Ansatz gebrachten Gemeinkostenzuschläge können zwar dem 

Grunde, aber nicht der Höhe nach akzeptiert werden, da die Zurechnungsmethode der Gemein-

kosten eindeutig dem Kostenverursachungsprinzip widerspricht. Die hierfür veranschlagten Kos-

tenbeträge müssen daher reduziert werden.  

 

Grundsätzlich ist gegen das von der Antragstellerin gewählte Verfahren der Zuschlagskalkulati-

on, wonach zu errechneten Personalkosten Gemeinkosten in Form von Zuschlägen für Sach- 

und Kapitalkosten sowie von Zuschlägen für Abteilungsleitung und Leitung/Service verrechnet 

werden, aus betriebswirtschaftlicher Sicht nichts einzuwenden, zumal es sich hier um ein in der 

betrieblichen Praxis weitverbreitetes Kalkulationsverfahren handelt. Gleichwohl müssen bei 

Zugrundelegung des im § 20 Abs. 1 PostG verankerten Effizienzmaßstabes und des daraus 

abgeleiteten Kostenverursachungsprinzips die Zuschläge die tatsächlichen Kostenverhältnisse 

beim Annahme- und Sortierprozesses widerspiegeln. Dies ist vorliegend nicht der Fall, weil 

durch das von der Antragstellerin verwendete Kalkulationsverfahren postfachadressierte Sen-

dungen, die durch die Wettbewerber bei der Antragstellerin eingeliefert werden, überproportional 

mit wertschöpfungsnahen und sonstigen Gemeinkosten belastet werden. Bei Heranziehung des 

Kostenverursachungsprinzips hätten die in Rede stehenden Kosten nicht nur auf die von Wett-

bewerbern eingelieferten postfachadressierten Sendungen, sondern auf die Gesamtheit aller 

postfachadressierten Sendungen von etwa 3.391.495.000 Stück pro Jahr umgelegt werden 

müssen. Denn alle diese Sendungen verursachen wertschöpfungsnahe und sonstige Gemein-

kosten in vergleichbarer Höhe, zumal dieselben betriebstechnischen Einrichtungen genutzt wer-

den. 

6.2.5.1.2.1 Sach- und Kapitalkosten 

Die von der Antragstellerin geltend gemachten Aufwendungen für Sach- und Kapitalkosten i.H.v. 

DM 740 Mio. können zwar dem Grunde, aber nicht der Höhe nach anerkannt werden. Sie orien-

tieren sich nicht an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung. Die von der Antragstelle-

rin in ihrem Entgeltantrag ausgewiesenen Beträge für Sach- und Kapitalkosten müssen deshalb 

deutlich reduziert werden.  

 

Dies ergibt sich bereits aus dem Gutachten des Beratungsunternehmens KPMG (vgl. Anlage 2 

zu dem Schreiben vom 24.09.2001 im Verfahren BK5b-01/090). Dort sind ausgehend von einer 

Kostensumme für „Sach- und Kapitalkosten der Zustellstützpunkte mit Leitungsaufgaben im 

Bundesgebiet“ i.H.v. DM 172 Mio. lediglich Sach- und Kapitalkosten i.H.v. DM 15.598.905 auf 

Postfachanlagen verteilt worden. Sach- und Kapitalkosten in dieser Höhe erscheinen nach wie 

vor kostengerecht, der nunmehr angegebene Wert dagegen nicht. Dieser entspricht einer Stei-
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gerung um mehr als das 47fache des damaligen Wertes. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 

Sach- und Kapitalkosten der Filialen, die nicht mit dem Postfachzugang in Verbindung stehen, 

rechnerisch auf die von Wettbewerbern eingelieferten postfachadressierten Sendungen umge-

legt werden. Ein solches Vorgehen widerspricht eindeutig dem Grundsatz einer verursachungs-

gerechten Kostenzurechnung. Sach- und Kapitalkosten können allenfalls nur i.H.v. DM 

15.598.905 berücksichtigt werden.  

 

Dies ist derjenige Kostenbetrag, wie er von der Antragstellerin im vorangegangenen Verfahren 

unter Bezugnahme auf das Gutachten des Beratungsunternehmens KPMG veranschlagt worden 

ist. Zur Ermittlung der Sach- und Kapitalkosten je postfachadressierter Sendung wurde in An-

lehnung an das Vorgehen im Rahmen der KPMG-Studie die o.a. Kostensumme auf alle post-

fachadressierten Sendungen im Jahr verteilt. Hieraus hat die Antragstellerin einen Sach- und 

Kapitalkostensatz i.H.v. DM 0,005 errechnet. Auch im Anordnungsverfahren mit dem Geschäfts-

zeichen BK5b-01/090 hat die Antragstellerin nach derselben Berechnungslogik wie in der 

KPMG-Studie Sach- und Kapitalkosten ermittelt und ebenso auf alle postfachsdressierten Sen-

dungen in Form eines Zuschlages in Höhe von DM 0,005 verteilt. Wie aus den Erläuterungen zu 

den Kostenunterlagen ersichtlich, wurden für die Entgeltkalkulation die Wertansätze für Sach- 

und Kapitalkosten direkt aus der Finanzbuchhaltung in die Kostenrechnungssysteme übernom-

men und in einem weiteren Schritt verursachungsgerecht auf die Tätigkeiten, die innerhalb einer 

Kostenstelle ‚Zustellstützpunkt mit Leitungsaufgaben’ verrichtet werden, verteilt. 

 

Um die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung zu bestimmen, wird daher dem Vorgehen 

des Beratungsunternehmens KPMG gefolgt, wonach die von der Antragstellerin ermittelten 

Sach- und Kapitalkosten i.H.v. DM 15.598.905 auf etwa 3,39 Mrd. postfachadressierte Sendun-

gen verursachungsgerecht zu verteilen sind. 

Somit ergibt sich ein Zuschlag von DM 0,005 je eingelieferter Sendung. Mit diesem Kostenbe-

trag werden sämtliche im Zusammenhang mit dem Postfachzugang stehenden Sach- und Kapi-

talkosten abgedeckt.  

6.2.5.1.2.2 Abteilungsleitungs- und Leitungs-/Servicekosten 

Die von der Antragstellerin geltend gemachten Kosten für Abteilungsleitung i.H.v. DM 145,2 Mio. 

und für Leitung/Service i.H.v. DM 821,7 Mio. können zwar dem Grunde, aber wegen Verletzung 

des Kostenverursachungsprinzips der Höhe nach nicht anerkannt werden.  

 

Die o.g. Kosten sind, soweit es sich um Kosten für Abteilungsleitung handelt, bereits teilweise in 

dem von KPMG ermittelten Zuschlag (vgl. Anlage 2 zu dem Schreiben vom 24.09.2001 im Ver-

fahren BK5b-01/090) enthalten, so dass durch die erneute Geltendmachung dieser Kosten von 
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Wettbewerbern eingelieferte postfachadressierte Sendungen überproportional mit diesem Ge-

meinkostenblock belastet werden. Vielmehr sind auch die hier anzuerkennenden Kosten, eben-

so wie die Sach- und Kapitalkosten, auf alle postfachadressierte Sendungen zu verteilen. Hinzu 

kommt, dass die Gesamtkosten, die von der Antragstellerin angesetzt wurden, aus Lei-

tung/Service die gesamte Wertschöpfungskette abdecken, beim Zugang zum Postfach aber nur 

ein sehr geringer Anteil der gesamten Wertschöpfungskette nachgefragt wird.  

 

Der Kostenansatz der Antragstellerin ist sachlich nicht gerechtfertigt. Vor dem Hintergrund, dass 

es sich bei dem in Rede stehenden Prozess um einfache, weitgehend standardisierte Tätigkei-

ten handelt, für deren Erbringung nur ein sehr geringer Anteil der gesamten Wertschöpfungsket-

te in Anspruch genommen wird, ist auch nur ein entsprechend geringerer administrativen Koor-

dinierungsaufwand erforderlich ist. Denn die auf den Seiten 20 ff. des Entgeltantrags beschrie-

benen Tätigkeiten der Filialbezirksleitung bzw. der Abteilungsleitung Auslieferung beziehen sich 

nicht auf die mit dem Postfachzugang betrauten, sondern auf sämtliche im Filialbereich beschäf-

tigten Kräfte.  

Zudem stellen Annahme und Einlegen postfachadressierter Sendungen nur einen geringen An-

teil des gesamten Aufgabenspektrums einer Filiale dar. Durchzuführende personalwirtschaftliche 

Maßnahmen werden primär für diejenigen Tätigkeiten innerhalb der Filiale vorgenommen, durch 

welche Filialkräfte im besonderen Maße gebunden werden. Da Annahme und Einlegen post-

fachadressierter Sendungen gemessen an den übrigen filialbezogenen Aufgaben vernachläs-

sigbar sind, werden wegen der Zugangsgewährung auch in absehbarer Zeit sicherlich keine 

personellen Engpässe im Filialbereich auftreten. 

 

Auch ein Vergleich der von der Antragstellerin in Ansatz gebrachten Kosten für Abteilungsleitung 

und Leitung/Service mit den von der Antragstellerin anderweitig angegebenen Kostenansätzen 

im Zusammenhang mit der Briefzustellung bestätigt, dass hier ebenso wie bei den Sach- und 

Kapitalkosten allenfalls DM 0,005 je eingelieferter Sendung angemessen ist. 

6.2.5.2 Postfachanlagen in fremdbetriebenen Filialen (Agenturen) 

Die von der Antagstellerin in Ansatz gebrachten Kosten für den Zugang zu Postfachanlagen in 

Agenturen sind ebenfalls nicht vereinbar mit den im § 20 Abs. 1 PostG verankerten Effizienz-

maßstab.  

6.2.5.2.1 Annahmekosten 

Die Berechnung der Annahmekosten in den Agenturen weicht deutlich von der Berechnung der 

Annahmekosten im UB Brief oder im UB Filiale ab. Hier setzt die Antragstellerin fixe Annahme-
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kosten in Höhe von DM 3,20 zuzüglich eines Bonus bzw. Gewinnzuschlages von 30 % an, so 

dass sich fixe Annahmekosten von DM 4,16 je Einlieferungsvorgang zuzüglich DM 44,50 je 

1000 einzusortierende Sendungen ergeben. 

 

Ob diese Beträge tatsächlich mit den Agenturnehmern in der beschriebenen Höhe vereinbart 

worden sind, kann dahinstehen. Jedenfalls sind diese Beträge überhöht. Sie entsprechen nicht 

den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung. Dies ergibt sich bereits daraus, dass nach 

der von der Antragstellerin vorgesehenen Entgeltstruktur für Postfachzugang in Agenturen höhe-

re Kosten als in eigenbetriebenen Filialen entstünden. 

 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass der Annahmeprozess in den Agenturen mit den ent-

sprechenden Prozessen in den eigenbetriebenen Filialen der Antragstellerin vergleichbar ist. Bei 

Anwendung des Effizienzmaßstabes fallen weitgehend dieselben Wertschöpfungskosten an. 

Ausgehend davon werden die zuvor für den Bereich Filiale ermittelten Wertschöpfungskosten 

auch für die Kalkulation der Agenturkosten übernommen.  

 

Deshalb wird für den fixen Anteil ein Zeitansatz von 0,0224 Stunden und für den variablen Bear-

beitungsanteil ein entsprechender Ansatz von 0,0575 je 1.000 Sendungen als effizient angese-

hen. Zur Berechnung der Wertschöpfungskosten wird zu Gunsten der Antragstellerin allerdings 

der höhere Personalkostensatz der Antragstellerin im UB Filiale herangezogen.  

 

Der Einwand der Antragstellerin, bei Erhebung geringerer Entgelten fände sie keine Agentur-

nehmer, trägt nicht.  

 

Grundsätzlich besteht für einen auf Gewinnmaximierung ausgerichteten Agenturnehmer ein An-

reiz zur Übernahme filialbezogener Tätigkeiten, wenn für ihn infolge der zusätzlich übernomme-

nen Aufgaben kein Verluste eintreten. Im vorliegenden Fall ist dies offensichtlich zu verneinen. 

Solange dem Agenturnehmer für bestimmte Transaktionen eine kostenüberdeckende Vergütung 

angeboten wird, ist von dessen genereller Bereitschaft zur Übernahme dieser Transaktionen 

auszugehen. Wenn zudem berücksichtigt wird, dass die Tätigkeiten beim Annahmeprozess 

weitgehend mit denjenigen in eigenbetriebenen Filialen der Antragstellerin vergleichbar sind, 

somit Kosten in vergleichbarer Höhe oder wegen geringer anzusetzender Gemeinkosten sogar 

niedrigere Kosten anfallen, dürfte sich selbst bei der von der Antragstellerin vorgenommen Be-

rechnung des fixen Annahmeentgeltes mit all seinen falschen und überhöhten Zuschlägen nur 

einen Kostenbetrag von DM 2,37 im UB Filiale ergeben.  

 

Vielmehr werden durch diesen überhöhten Kostenansatz beim Postfachzugang andere kosten-

unterdeckende Arbeitsprozesse bei der Antragstellerin quersubventioniert. Träfe dies nicht zu, 
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müsste die eigenbetriebene Filiale der Antragstellerin kostengünstiger sein als das Agenturmo-

dell. Unter der Voraussetzung, dass die geltend gemachten Agenturkosten die tatsächlichen 

Kostenverhältnisse widerspiegeln, würde ein homo oeconomicus keine filialbezogenen Tätigkei-

ten auslagern.  

 

Der hier geltend gemachte Kostenansatz der Agenturvergütung widerspricht den Aussagen der 

Antragstellerin, wonach das Betreiben von Agenturen kostengünstiger sei als das Betreiben von 

eigenen Filialen. Diese Aussagen belegen, dass diese Agenturvergütung eine Quersubventio-

nierung darstellt. Es widerspricht den Vorgaben des Postgesetzes, dass Wettberber, die einen 

Zugang zu Postfachanlagen begehren, diese Quersubventionierung finanzieren sollen. 

 

Im Ergebnis werden daher für die Berechnung der Annahmekosten bei Agenturen die gleichen 

Kosten – also ein fixer Zeitansatz von 0,0224 Std. und ein variabler Zeitansatz von 0,5075 Std. 

je 1000 Sendungen multipliziert mit einem unmittelbaren Personalkostensatz in Höhe von DM 

54,32 – angesetzt wie im UB Filiale. 

6.2.5.2.2 Sortierkosten je Sendung  

Die von der Antagstellerin geltend gemachten Sortierkosten sind ebenfalls nicht vereinbar mit 

den im § 20 Abs. 1 PostG verankerten Effizienzmaßstab.  

 

Vergleicht man die von der Antragstellerin vorgetragenen Sortierkosten je Sendung in Agenturen 

und in eigenbetriebenen Filialen, führt dies zu ähnlich widersprüchlichen Ergebnissen seitens 

der Kostenkalkulation der Antragstellerin wie bei den Annahmekosten. So berechnet die Antrag-

stellerin in den Agenturen Sortierkosten von DM 44,50 je 1000 Sendungen. Demgegenüber er-

geben sich unter Zugrundelegung der von der Antragstellerin kalkulierten Kosten im UB Filiale 

dort Sortierkosten von DM 95,23 je 1000 Sendungen und von DM 48,66 je 1000 Sendungen im 

UB Brief. 

 

Ebenso wie beim Annahmeprozess ist auch der Sortiervorgang in den Agenturen im Zusam-

menhang mit dem Postfachzugang gemäß § 29 Abs. 1 PostG mit den entsprechenden Sortier-

prozessen bei der Antragstellerin vergleichbar. Bei Anwendung des Effizienzmaßstabes fallen 

weitgehend dieselben Wertschöpfungskosten an wie in eigenbetriebenen Filialen. Ausgehend 

davon werden die zuvor im UB Filiale und im UB Brief ermittelten Wertschöpfungskosten auch 

für die Kalkulation der Agenturkosten übernommen.  

 

Im UB Filiale ergibt sich ein variabler Personalvollkostensatz in Höhe von DM 54,32/Std. zuzüg-

lich eines Zuschlages von DM 0,01 je Sendung für Sach-, Kapital, Abteilungsleitungs- und Lei-
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tung/Servicekosten. Im UB Brief errechnet sich ein variabler Personalvollkostensatz in Höhe von 

DM 39,34/Std. zuzüglich eines Zuschlages von DM 0,01 je Sendung für Sach-, Kapital, Abtei-

lungsleitungs- und Leitung/Servicekosten. 

Bezogen auf die jeweiligen Sortierleistungen ergibt dies eine Kostenberechnung von DM 58,89 

je 1000 Sendungen im UB Filiale, also DM 0,06 je Sendung, und von DM 39,51 je 1000 Sen-

dungen im UB Brief, also DM 0,04 je Sendung. 

 

Nach Berücksichtigung und Bewertung all dieser Argumente ermittelte die Beschlusskammer 

variable Sortiergesamtkosten in Höhe von DM 0,05 je Sendung – d.h. von 0,045 je Sendung 

zuzüglich eines Zuschlages in Höhe von DM 0,005 für Sach- und Kapitalkosten oder des Durch-

schnitts aus dem UB Filiale (DM 0,04) und UB Brief (DM 0,06) – als die Kosten der effizienten 

Leistungsbereitstellung.  

6.2.5.3 Gewichtung der Anlagentypen 

Die von der Antragstellerin vorgenommene Gewichtung der Anlagetypen aus UB Filiale, UB 

Brief und Agentur zur Ermittlung eines durchschnittlichen Kostensatzes wird von der Beschluss-

kammer nicht übernommen.  

 

Das hier zugrundegelegte Aufteilungsverhältnis steht im Widerspruch zu den im Verfahren 

BK5b-01/090 bzw. im Gutachten des Beratungsunternehmens KPMG angegebenen Werten. 

Nunmehr werden anstatt 32,42 % der Postfächer im UB Brief nur noch 8,7 % dem UB Brief zu-

geordnet. Die Antragstellerin ordnet allein die sogenannten Stand-Alone-Anlagen dem UB Brief 

zu. Mit ergänzendem Schreiben vom 03.01.2002 trägt sie vor, dass in den übrigen Standorten, 

welche im UB Brief liegen, allein durch UB Filialkräfte einsortiert wird, da die Wettbewerber in 

der Regel außerhalb der Sortierzeiten einliefern würden und Kräfte des UB Brief ausschließlich 

während der Sortierzeiten tätig wären.  

 

Zwar mag es zutreffen, dass regelmäßig die Sortierzeiten der Antragstellerin um 9.30 Uhr enden 

(vgl. auch Schreiben vom 16.01.2002) und die Wettbewerber in der Regel nach Sortierschluss 

einliefern, aber aus den Unterlagen zum Verfahren BK 5b-01/090 (vgl. dort Anlage 4 „Dienstplä-

ne“ zum Schreiben vom 24.09.2001) geht hervor, dass die Sortierkräfte des UB Brief auch nach 

Sortierschluss anwesend sind und anderweitig beschäftigt werden. Insbesondere ist es unzwei-

felhaft, dass Vollzeitkräfte ihre gesamte wöchentliche Arbeitszeit von 38,5 Std. nicht allein in den 

frühen Morgenstunden abarbeiten können. Vielmehr werden diese Kräfte, wie aus einigen 

Dienstplänen ersichtlich ist, ebenfalls im wöchentlichen Wechsel teils morgens und mittags so-

wie teils mittags und abends eingesetzt. 
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Dass diese Bewertung zutreffend ist, ergibt sich auch aus dem Gutachten des Beratungsunter-

nehmens KPMG (Anlage 2 zum Schreiben vom 24.09.2001 im Verfahren BK5b-01/090). In die-

sem Gutachten wird zwischen unterschiedlichen Anlagekategorien unterschieden. In der einen 

Anlagekategorie (Kategorie A) findet Anlieferung und Bearbeitung an einem Standort statt, in 

welchen zum Zeitpunkt der Bearbeitung der postfachadressierten Sendungen sich auch für an-

dere „Deutsche Post-bezogene“ Tätigkeiten Personal aufhält (UB Brief). In der anderen Anlage-

kategorie (Kategorie B) erfolgt Anlieferung und Bearbeitung auch an einem Standort. Aber hier 

findet die Bearbeitung durch Mitarbeiter der Sparte Filiale statt (UB Filiale). Schließlich ermittelt 

das Beratungsunternehmen KPMG im Rahmen des Gutachtens bezogen auf Hannover ein Auf-

teilungsverhältnis unter Berücksichtigung der Anlagenstruktur und der Sendungsstruktur von 48 

% Kategorie A (UB Brief) und 52 % Kategorie B (UB Filiale). Ebenso wird dort dokumentiert, 

dass diese Verteilung der Anlagenstruktur und der Postfachsendungsmengen nach Rückspra-

che mit der Antragstellerin auch für andere Standorte herangezogen werden kann. 

Würde sogar das tatsächliche gesamte, jährliche Sendungsaufkommen der Antragstellerin und 

der Wettbewerber und deren Verteilung zugrunde gelegt – was nach Aussage der Antragstelle-

rin zur Zeit aufgrund des nicht vorhandenen bundesweiten Erfassungssystem nicht möglich ist 

(vgl. Schreiben vom 16.01.2002), aber im Rahmen des Gutachtens des Beratungsunterneh-

mens KPMG für einen kleinen Ausschnitt durchgeführt wurde – wäre eine noch stärkere Ge-

wichtung zu Gunsten des UB Brief zu erwarten. Denn der UB Brief zeichnet sich dadurch aus, 

dass dort eben Postfächer mit einem hohem Briefaufkommen angesiedelt sind, so dass eine 

hohe Auslastung der dort eingesetzten Sortierkräfte gewährleistet ist.  

 

In Ermangelung einer bundesweiten Statistik lässt sich der auf den UB Brief entfallenden Sen-

dungsanteil nur grob bestimmen. Eine detaillierte Statistik aller bundesweiten Standorte des UB 

Brief müsste sich nicht nur auf die Auswertung der Sortierzeiten, sondern auch auf die Arbeits-

zeiten der Sortierkräfte im UB Brief sowie auf die Einlieferungszeiten und -mengen erstrecken.  

 

Der auf den UB Brief entfallende Anteil an Postfächern ausschließlich der Stand-Alone-Anlagen 

und der fremdbetriebenen Anlagen wird in der Summe so behandelt, dass der hälftige Anteil der 

verbliebenen auf UB Brief entfallenden Postfächer dem UB Brief zugeschlüsselt wird. Das be-

deutet, dass dieser Anteil mit dem entsprechenden Personalvollkostenstundensatz UB Brief 

bewertet wird. Der verbleibende Anteil wird mit dem entsprechenden Personalvollkostenstun-

densatz UB Filiale bewertet. Danach errechnet sich ein Aufteilungsverhältnis von 56,09 % UB 

Filiale, 22,71 % UB Brief und 21,20 % Agentur, welches nachfolgend im Rahmen der Entgeltkal-

kulation zugrunde gelegt wird.  
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Der Unterschied zwischen UB Filiale und UB Brief besteht hier darin, dass im UB Brief niedriger 

besoldete Kräfte für die Annahme und das Einlegen der postfachadressierten Sendungen zum 

Einsatz kommen. Unter der Annahme, dass die Antragstellerin seit dem Jahre 1998 schon aus-

reichend Zeit hatte, einen effizienten Zugang zu Postfächern zu etablieren – mit der Konse-

quenz dass also Anpassungsprozesse schon abgelaufen sein müssten und nur die Kosten der 

effizienten Leistungsbereitstellung nach Abwicklung aller Anpassungsprozesse schon ab dem 

Jahre 2002 in den Entgelten ihren Niederschlag finden dürften – wäre allein der Ansatz der Per-

sonalkosten UB Brief für alle Annahmeprozesse als effizient zu bewerten. Jedoch hat die Be-

schlusskammer der Antragstellerin noch einen zusätzlichen zeitlichen Spielraum eingeräumt, um 

die Anpassungsprozesse noch entsprechend weiter fortführen zu können. Zumindest wird die 

Beschlusskammer bei Auslaufen der Entgeltgenehmigung im Jahre 2004 ganz genau prüfen 

müssen, ob dann nicht nur noch die Kosten im UB Brief als alleiniger Maßstab zugrunde zu le-

gen sein werden, also nur die tatsächlichen Personalkosten der Besoldungsgruppen derjenigen 

Kräfte, die für die Annahme und das Einlegen von postfachadressierten Sendungen nicht über-

qualifiziert sind, anerkannt werden können.  

 

Dass diese Bewertung den Kern des Problems trifft, trägt die Antragstellerin selbst vor. Ausweis-

lich der Kalkulation im Verfahren BK5b-01/090 führt sie aus, dass im UB Filiale Kräfte eingesetzt 

werden, zu deren Aufgabenspektrum u. a. Bankgeschäfte gehören, welches über das Aufga-

benspektrum eines Mitarbeiters im Briefbereich hinausgeht. Diese Filialmitarbeiter haben somit 

eine höhere Qualifikation, als es allein für den Briefbereich nötig wäre. 

 

Mit anderen Worten, würde die Beschlusskammer schon im Jahr 2002 allein die tatsächlichen 

Kosten im UB Brief als die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung für den Zugang zu 

Postfächern bewerten, wäre die Gewichtung der Anlagenstruktur irrelevant, da allein die ermit-

telten Kosten des UB Brief als Basis der Entgeltgenehmigung dienen würden. 

6.2.5.4 Gewinnzuschlag  

Der von der Antragstellerin in Ansatz gebrachte Gewinnzuschlag stellt kein dem unternehmeri-

schen Risiko angemessener Gewinnzuschlag im Sinne des § 3 Abs. 2 PEntgV dar. 

Die Erhebung eines Gewinnzuschlages in der Kalkulation der Antragstellerin beinhaltet eine 

mehrfache Verrechnung und führt im Ergebnis zu Eigenkapitalrenditen, die weit über denen lie-

gen, die im Wettbewerb zu erzielen sind. 
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6.2.5.4.1 Gewinnzuschlag bei Postfachanlagen in eigenbetriebenen Filialen 

Der dem unternehmerischen Risiko angemessene Gewinnzuschlag nach § 3 Abs. 2 PEntgV ist 

bereits in voller Höhe durch die Verrechnung der kalkulatorischen Abschreibungen und Zinskos-

ten abgedeckt. Ein über den in den Kapitalkosten bereits enthaltenen Gewinnzuschlag hinaus-

gehender zusätzlicher Gewinnzuschlag entspricht nicht den Entgeltregulierungsvorschriften des 

Postgesetzes.  

 

Wie den Ausführungen der Antragstellerin im Verfahren BK5b-01/090 bzw. dem Gutachten des 

Beratungsunternehmens KPMG (vgl. dort dem Schreiben vom 24.09.2001 beigefügte „Kalkulati-

on“ und Anlage 2) zu entnehmen ist, ist die entsprechende Verzinsung des Eigenkapital als Maß 

für die der Antragstellerin entstehenden unternehmerischen Risiken schon in voller Höhe be-

rücksichtigt. In der Kostenkalkulation findet dies seinen Niederschlag bei der Berücksichtigung 

des variablen Zuschlages für die Kapital- und Sachkosten in Höhe von DM 0,005 je Sendung. 

Ein erneuter Gewinnzuschlag stellt eine unzulässige Doppelabgeltung dar. 

 

Da die Eigenkapitalkosten nur einen kleinen Anteil an den gesamten Kosten der Antragstellerin 

ausmachen, bewirkt ein kalkulatorischer Gewinnzuschlag von 18 % auf die Nettoselbstkosten, 

der allein der Verzinsung des Eigenkapitals dient, eine Vervielfachung der Eigenkapitalverzin-

sung. Durch die von der Antragstellerin angewandte Verrechnungsmethode ergeben sich somit 

Eigenkapitalrenditen, welche ein Kapitalanleger bei funktionsfähigen Wettbewerb nicht erzielen 

kann. Ein solcher Ansatz ist  unter dem Aspekt der angemessenen Berücksichtigung unterneh-

merischer Risiken sachlich nicht gerechtfertigt. Entscheidend für die Bemessung des kalkulato-

rischen Gewinnzuschlages ist letztlich, welche Rendite der Eigenkapitalgeber für die Überlas-

sung seines Kapitals als Gegenleistung wieder erzielt.  

 

Der von der Antragstellerin auf die Nettoselbstkosten bezogene Gewinnzuschlag von 18 % stellt 

somit nicht nur eine Doppelverrechnung dar, sondern er widerspricht der Vorschrift, einen dem 

unternehmerischem Risiko angemessen Gewinnzuschlag in den Entgelten zu berücksichtigen. 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass der dem unternehmerischem Risiko angemessene Gewinnzu-

schlag bereits vollständig durch den Sach- und Kapitalkostenzuschlag i. H. v. DM 0,005 je Sen-

dung abgedeckt ist.  

6.2.5.4.2 Gewinnzuschlag bei Postfachanlagen in fremdbetriebenen Filialen 

Auch die zusätzliche Erhebung eines kalkulatorischen Gewinnzuschlages bezogen auf die von 

der Antragstellerin in Ansatz gebrachten Agenturkosten, die bereits einen 30 % Bonuszuschlag 

beinhalten, stellt eine eindeutige Doppelabgeltung des unternehmerischen Risikos dar. Denn bei 

der mit den Agenturnehmern vereinbarten Bonusregelung handelt es sich zweifellos um einen 
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Gewinnzuschlag. Werden nämlich Minderleistungen erbracht, reduziert sich entsprechend der 

Bonus, werden dagegen Leistungsvorgaben durch den Agenturnehmer überschritten, erhöht 

sich entsprechend der Bonus. Die vorliegend vereinbarte Bonusregelung dient mithin der Abgel-

tung der dem Agenturnehmer entstehenden unternehmerischen Risiken.  

 

Die Erhebung eines Gewinnzuschlages bezogen auf die Agenturkosten ist auch deshalb nicht 

zulässig, da nicht die Antragstellerin, sondern gerade der Agenturnehmer das unternehmerische 

Risiko trägt. Die Antragstellerin ist, da sie für die ausgelagerten filialbezogenen Tätigkeiten we-

der eigenes Personal einsetzt noch betriebliche Kapazitäten in Anspruch nimmt, keinen unter-

nehmerischen Risiken ausgesetzt. Vor diesem Hintergrund wäre der Ansatz eines Gewinnzu-

schlages i.S.d. § 3 Abs. 2 PEntgV sachlich nicht gerechtfertigt. 

 

Außerdem werden Dritte als Subunternehmer – wirtschaftliches Handeln unterstellt – nur dann 

eingesetzt, wenn sie die erforderliche Leistung kostengünstiger erbringen können als der Auf-

traggeber selbst. Auf den „Verkaufspreis“ des Subunternehmers in seiner eigenen Kostenkalku-

lation noch einen zusätzlichen Gewinnzuschlag zu erheben, widerspricht betriebswirtschaftli-

chen Grundsätzen.  

 

Im übrigen hat die Beschlusskammer die von der Antragstellerin geltend gemachten Kosten für 

den Zugang zu Postfachanlagen in Agenturen, wie oben unter 6.2.5.2 dargestellt, nicht akzep-

tiert, sondern statt dessen die Kosten im UB Filiale zugrunde gelegt. Dementsprechend wird der 

Gewinnzuschlag über den Sach- und Kapitalkostenzuschlag i.H.v. DM 0,005 abgegolten. Es 

kann daher auf die Ausführungen unter 6.2.5.4.1 verwiesen werden.  

6.2.6 § 28 Abs. 2 Satz 3 PostG 

Die anteiligen Kosten der gesamten Beförderungskette nach § 28 Abs. 2 Satz 3 PostG werden 

in voller Höhe durch die Entgelte abgedeckt. Für einen großen Teil der Beförderungskette sind 

die Beförderungsleistungen inkongruent mit der Beförderungskette der Antragstellerin (vgl. Seite 

27 des Entgeltantrags). Insoweit werden hier keine Kosten von der Antragstellerin geltend ge-

macht, und es können auch keine Kosten berücksichtigt werden. 

Soweit Teile der Beförderungskette der Antragsteller in Anspruch genommen werden, sind die 

Entgelte so bemessen, dass sämtliche in Zusammenhang mit der Zugangsgewährung der An-

tragstellerin anfallende Kosten abgegolten werden. Insbesondere bei der Ermittlung der Ge-

meinkosten und der Sach- und Kapitalkosten sind die anteiligen Kosten der gesamten Beförde-

rungskette ausreichend berücksichtigt worden. 
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6.2.7 Anwendbarkeit des EBC-Beschluss des OVG NRW 13 B 69/01 vom 03.05.01 

Die von der Beschlusskammer bei der Entgeltbemessung angewandten Prüfmaßstäbe stehen 

nicht im Widerspruch zu dem mit Schreiben der Antragstellerin vom 16.01.2002 angesproche-

nen EBC-Beschluss des OVG NRW (13 B 69/01 vom 03.05.01).  

 

Die Beschlusskammer hat bei der Entgeltgenehmigung die realen Produktionsgegebenheiten 

der Antragstellerin zugrunde gelegt. Keineswegs hat sie hierbei die Netzstruktur der Antragstel-

lerin durch ein theoretisches Modell ersetzt. Daher ist die zitierte Entscheidung nicht einschlägig. 

Zudem handelt es sich anders als im Telekommunikationsbereich nicht um ein kapitalintensives, 

sondern um ein personalintensives Netz, das in einem kürzeren Zeitraum angepasst werden 

kann.  

6.2.8 § 3 Abs. 3 Satz 2 PEntgV 

Soweit die Antragstellerin auf Seite 31 ihres Entgeltantrages die Entgelte für den Zugang zu 

Postfachanlagen in den Niederlanden anführt, handelt es sich hierbei nicht nach § 3 Abs. 3 Satz 

2 PEntgV um Preise solcher Unternehmen, die entsprechende Leistungen auf vergleichbaren 

Märkten im Wettbewerb anbieten. Damit kommen diese Entgelte nicht als Vergleichspreise im 

Sinne von § 3 Abs. 3 Satz 2 PEntgV in Betracht. Denn diese Entgelte werden von der niederlän-

dischen marktbeherrschenden TPG nicht im Wettbewerb angeboten. Vielmehr herrscht auf dem 

relevanten Markt ebenso wie in Deutschland gerade kein funktionsfähiger Wettbewerb, die 

Wettbewerber der TPG sind ohne Alternative auf den Zugang zu den Postfachanlagen der TPG 

angewiesen. Auch handelt es sich bei den von der TPG verlangten Preisen nicht um regulierte 

Entgelte. Vielmehr hat die niederländische Regulierungsbehörde OPTA bisher lediglich über die 

Zugangsbedingungen für den Zugang zu Postfachanlagen entschieden, nicht aber über die Ent-

gelte. Nach Auskunft der OPTA ist aber eine Anrufung von Wettbewerbern hinsichtlich der Ent-

gelte zu erwarten. Diese dürften dann ähnlich wie in Deutschland lediglich die inkrementellen 

Kosten beinhalten. 

6.2.9 Ergebnis der Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung  

Als Ergebnis der Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung sind damit folgen-

de Werte anzusetzen: 

 

Die fixen Annahmekosten berechnen sich wie folgt: 
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0,0224 Stunden je Einlieferungsvorgang multipliziert mit einem Stundenlohn von DM 54,32 im 

UB Filiale, der ein Anteil von 56,09 % ausmacht zuzüglich des Anteils der Agenturen in Höhe 

von 21,20 % mit dem Stundenlohn von DM 54,32 und multipliziert mit einem Stundenlohn von 

DM 39,34 im UB Brief, der ein Anteil von 22,71 % ausmacht. Dies führt damit zu einem durch-

schnittlichen und einheitlichen fixen Annahmeentgelt von nunmehr  

 

EURO 0,58 (DM 1,14) pro Einlieferungsvorgang. 

 

(Rechengang: 0,0224*54,32*0,5609+0,0224*54,32*0,212+0,0224*39,34*0,2271 = 1,14) 

 

 

Die durchschnittlichen und einheitlichen variablen Annahmekosten berechnen sich wie folgt: 

 

0,5075 Stunden je 1000 Sendungen (1,8 Sekunden je Sendung) multipliziert mit einem Stunden-

lohn von DM 54,32 im UB Filiale, der mit einem Anteil von 56,09 % gewichtet wird, zuzüglich des 

Anteils der Agenturen in Höhe von 21,20 % mit den gleichen Stundensätzen und weiterhin mul-

tipliziert mit dem jeweiligen Stundenlohn von DM 39,34 im UB Brief, der mit dem Anteil von 

22,71 % gewichtet wird. Dies führt damit zu einem durchschnittlichen und einheitlichen variablen 

Annahmeentgelt von  

 

DM 25,84 DM je 1000 eingelieferter Sendungen. 

 

(Rechengang: 0,5075*54,32*0,5609+0,5075*54,32*0,212+0,5075*39,34*0,2271 = 25,84) 

 

Hinzugerechnet werden die variabeln Kosten des Einlegens, die Sortierkosten, im  

 

UB Filiale  von DM 48,89 je 1000 Sendungen (DM 0,05 je Sendung), 

UB Brief  von DM 29,11 je 1000 Sendungen (DM 0,03 je Sendung), 

 

zuzüglich eines Zuschlages für die Sach-, Kapital-, Abteilungsleitungs- und Lei-

tung/Servicekosten von  

 

DM 0,01 pro eingelieferter Sendung.  

 

In der Summe ergeben sich daraus durchschnittliche variablen Sortierkosten im  

 

UB Filiale  von DM 58,89 je 1000 Sendungen (DM 0,06 je Sendung), 

UB Brief  von DM 39,11 je 1000 Sendungen (DM 0,04 je Sendung). 
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Im Bereich der Agenturen werden folgende variable Sortierkosten angesetzt: 

 

Agentur  DM 48,89 je 1000 Sendungen (DM 0,05 je Sendung).  

 

Aus den durchschnittlichen variablen Sortierkosten im UB Filiale und EU Brief sowie bei den 

Agenturen ergeben sich nach der Gewichtung von 56,09 %, 22,71 % und 21,20 % folgende 

durchschnittliche und einheitliche variable Sortierkosten von  

 

 DM 52,28 je 1000 Sendungen (DM 0,05 je Sendung). 

 

(Rechengang: 58,89*0,5609+39,11*0,2271+48,89*0,212 = 52,28) 

 

Aus den durchschnittlichen und einheitlichen variablen Annahmekosten und den durchschnittli-

chen und variablen Sortierkosten ergeben sich in der Summe folgende durchschnittliche und 

einheitliche variable Gesamtkosten von  

 

DM 25,84 plus DM 52,28 je 1000 Sendungen,  

also von DM 0,0781 je Sendung,  

also kaufmännisch gerundet auf nunmehr EURO 0,04 (DM 0,08) je Sendung. 

 

 

Zusammengefasst entsprechen damit folgende Entgelte den Kosten der effizienten Leistungsbe-

reitstellung: 

 

EURO 0,58 (DM 1,14) pro Einlieferungsvorgang sowie zusätzlich 

EURO 0,04 (DM 0,08) pro eingelieferter Sendung. 

 

Die von der Antragstellerin darüber hinaus beantragten Entgelte enthalten somit Aufschläge im 

Sinne von § 20 Abs. 2 Nr. 1 PostG. 

6.2.10 § 20 Abs. 2 Nr. 1 PostG 

Die Antragstellerin kann diese Aufschläge nach § 20 Abs. 2 Nr. 1 PostG nur aufgrund ihrer 

marktbeherrschenden Stellung durchsetzen. Da die Antragstellerin in dem oben unter 3. darge-

stellten Umfang marktbeherrschend und auch alleinige Inhaberin von Postfachanlagen ist, steht 

den Wettbewerbern keine Alternative zu dem Zugang der Postfachanlagen der Antragstellerin 

zur Verfügung. Ohne den Zugang könnten die Wettbewerber Sendungen, die Postfachadressen 

tragen, nicht zustellen. Dies würde gerade im Bereich von Auftraggebern, die den Wettbewer-
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bern Sendungen an Geschäftskunden anvertrauen wollen, eine Marktzugangsbarriere darstellen 

(so auch VG Köln 22 K 5362/99, Seite 18). Daher haben die Wettbewerber auch keine Chance, 

gegenüber der Antragstellerin im Verhandlungswege niedrigere Preise als die von ihr verlangten 

durchzusetzen.  

Eine rechtliche Verpflichtung oder ein sonstiger sachlich gerechtfertigter Grund zur Erhebung 

der Aufschläge ist nicht ersichtlich und auch nicht vorgetragen.  

6.3 § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG und Vereinbarkeit mit anderen Rechtsvorschriften  

Die genehmigten Entgelte verstoßen weder gegen § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG noch gegen andere 

Rechtsvorschriften, namentlich §§ 19 Abs. 4, 20 GWB. 

Nach § 21 Abs. 3 Satz 1 a.E. PostG ist die Genehmigung auch dann (insoweit) zu versagen, 

wenn die Entgelte gegen andere Rechtsvorschriften verstoßen. Ferner ist die Genehmigung 

nach § 21 Abs. 3 Satz 2 PostG zu versagen, wenn offenkundig ist, dass die Entgelte den Anfor-

derungen des § 20 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 PostG nicht entsprechen.  

Für Abschläge im Sinne von § 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG gab es vorliegend keine Anhaltspunkte. 

Zu prüfen war jedoch, ob die beantragten Entgelte nach § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG offenkundig 

einzelnen Nachfragern Vorteile gegenüber anderen Nachfragern gleichartiger Dienstleistungen 

einräumen und ob sie gegen andere Rechtsvorschriften, namentlich §§ 19 Abs. 4, 20 GWB ver-

stoßen. 

 

Die vorliegend genehmigte und von der Antragstellerin beantragte Entgeltstruktur, welche sich 

aus einem Bestandteil pro Einlieferungsvorgang und einem Bestandteil pro eingelieferter Sen-

dung zusammensetzt, führt zwar in der Summe für die Einlieferer geringerer Mengen zu höhe-

ren Preisen als für die Einlieferer größerer Mengen. Aufgrund des fixen Entgeltanteils je Einliefe-

rungsvorgang sinkt das Entgelt für eine eingelieferte Sendung, je mehr Sendungen bei einem 

Einlieferungsvorgang eingeliefert werden. Damit entstehen zwar für die Einlieferer geringerer 

Mengen grundsätzlich Nachteile gegenüber den Einlieferern größerer Mengen. Diese sind je-

doch nicht so immens, dass sie sich als Marktzutrittsbarriere dergestalt auswirken, dass es sich 

für kleine Wettbewerber mit geringen Sendungsmengen gar nicht lohnt, den Postfachzugang in 

Anspruch zu nehmen oder Wettbewerbern mit bei Beginn der Geschäftsaufnahme regelmäßig 

zunächst geringen Mengen der Marktzutritt verwehrt wird.  

 

Denn die von der Beschlusskammer genehmigten Entgelte bewegen sich in einem Rahmen, der 

auch für die Einlieferer kleinerer Mengen verhältnismäßige Entgelte darstellt. Zwar ist bei der 

Einlieferung nur einer Sendung in der Summe ein Entgelt von 0,62 € zu zahlen. Jedoch beträgt 

bereits bei zwei eingelieferten Sendungen das Entgelt pro eingelieferter Sendung nur noch 0,33 

€, bei vier eingelieferten Sendungen pro eingelieferter Sendung nur noch 0,19 €. Es ist damit 
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deutlich niedriger als die Endkundenpreise der Wettbewerber, die z.B. im Bereich der D-Lizenz 

durchschnittlich bei ca. 0,46 € liegen. Damit ist es den Wettbewerbern möglich, die betreffenden 

Sendungen noch kostendeckend zu befördern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Kalkulati-

on der Endkundenpreise der Wettbewerber die Zustellung in den Hausbriefkasten beinhalten, 

die einen enormen Anteil der gesamten Beförderungskosten beinhalten. Dieser hohe Kostenan-

teil entfällt hier und wird durch das an die Antragstellerin zu entrichtende Entgelt ersetzt. Dar-

über hinaus hat eine von der Antragstellerin in dem Verfahren BK5b-01/090 vorgelegte Auswer-

tung der von den Wettbewerbern eingelieferten Mengen ergeben, dass diese durchschnittlich 15 

Sendungen einliefern. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass zahlreiche Lizenznehmer die ih-

nen von der Antragstellerin vorgelegten Verträge abgeschlossen haben, die ein Entgelt von 0,18 

€ (0,35 DM) je Briefsendung, die durch Kräfte der Antragstellerin in ein Postfach eingelegt wird, 

beinhalten. Eine Einlieferung zu diesem Preis ist von zahlreichen Lizenznehmern auch vorge-

nommen worden und war daher – wenngleich nicht kostengerecht – offenbar nicht prohibitiv.  

 

Die vorliegend genehmigte und von der Antragstellerin beantragte Entgeltstruktur der Aufteilung 

in einen fixen und einen variablen Entgeltbestandteil hat gegenüber einem Pauschalentgelt den 

Vorteil, dass sie kostengerechter ist und damit eher den Maßstäben der §§ 29 Abs. 1, 28 Abs. 2 

Satz 1, 20 PostG entspricht. Denn bei der Berechnung eines Pauschalentgeltes muss immer 

eine bestimmte Menge von insgesamt von den Wettbewerbern eingelieferten Sendungen 

zugrunde gelegt werden. Diese Menge ist vorliegend schwer bestimmbar, da sich noch keine 

konstante Menge etabliert hat, sondern noch starke Schwankungen zu verzeichnen sind. Dies 

beruht insbesondere auf dem eingeschränkten Marktzugang durch die Exklusivlizenz nach § 51 

Abs. 1 PostG, auf der noch sehr instabilen Lage der Wettbewerber wegen bestehender Rechts-

unsicherheiten hinsichtlich der Lizenzen und der relativen Neuheit des Zugangs zu Postfachan-

lagen. Bei einem Pauschalpreis müssen die fixen Kosten anhand einer angenommenen Ge-

samtmenge auf den Preis umgelegt werden. Übertreffen dann die tatsächlichen Einlieferungs-

zahlen die angenommene Gesamtmenge, ist das von den Wettbewerbern gezahlte Entgelt ins-

gesamt zu hoch, sind die tatsächlichen Einlieferungszahlen niedriger, ist das Entgelt insgesamt 

für die Antragstellerin nicht kostendeckend. Dagegen ist das genehmigte zweiteilige Entgelt im-

mer kostengerecht unabhängig von der tatsächlich insgesamt von den Wettbewerbern eingelie-

ferten Sendungsmenge. 

6.4 Umsatzsteuer 

Die Frage, ob erzielte Umsätze der Antragstellerin bei der Erbringung der Dienstleistung Zugang 

zu Postfachanlagen gem. § 29 Abs. 1 PostG der Umsatzsteuer unterliegen, ist nicht durch das 

PostG geregelt und daher auch nicht Gegenstand der Entscheidung der Beschlusskammer. 

Diese Frage wird vielmehr ausschließlich durch die Regeln des UStG beantwortet, hier insbe-
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sondere durch die Vorschrift des § 4 Nr.11b UStG. Insofern wird vorliegend nur das Nettoentgelt 

in Höhe von € 0,58 (DM 1,14) pro Einlieferungsvorgang sowie zusätzlich € 0,04 (DM 0,08) pro 

eingelieferter Sendung genehmigt. 

7. Beanstandung des vorgelegten Entwurfs der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

Der von der Antragstellerin nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 PEntgV vorgelegte Entwurf der AGB der An-

tragstellerin enthält offensichtlich Regelungen, die nicht kostengerecht sind und gegen § 32 Abs. 

1 PostG verstoßen, da sie die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Anbieter von Postdienstleis-

tungen ohne sachlich gerechtfertigten Grund beeinträchtigen. Eine weitere Überprüfung nach § 

32 PostG bleibt vorbehalten. 

7.1 Sammelsendungen 

Ziffer 3 (3) des Entwurfs der AGB sieht vor, dass mehrere Sendungen nicht in einem Umschlag 

zu einer Sammelsendung zusammengefasst werden dürfen. Dieses Verbot sog. Sammelsen-

dungen ist mangels Kostenorientiertheit unzulässig. Wie oben dargestellt, ist die vorliegend ge-

nehmigte und von der Antragstellerin beantragte Entgeltstruktur der Aufteilung in einen fixen und 

einen variablen Entgeltbestandteil anders als ein Pauschalentgelt immer kostengerecht. Denn 

unabhängig von der Zahl der eingelieferten Sendungen werden über den fixen Bestandteil pro 

Einlieferungsvorgang die fixen Kosten jeweils richtig und vollständig vergütet. Daher werden der 

Antragstellerin immer die ihr tatsächlich entstehenden Kosten erstattet, sowohl wenn der Wett-

bewerber zehn Sendungen einliefert, als auch wenn er diese, soweit sie an die gleiche Post-

fachadresse gerichtet sind, in einem Sammelumschlag zusammenfasst. Die Einlieferung von 

Sammelumschlägen stellt daher für die Antragstellerin keinen Nachteil dar.  

 

Soweit ein Beweggrund des Verbots von Sammelsendungen sein sollte, dass die Antragstellerin 

bestimmte Einlieferungsbedingungen kontrollieren möchte, also beispielsweise ob sich die ein-

gelieferten Sendungen im Rahmen der Lizenz des Einlieferers bewegen oder ob alle Sendungen 

tatsächlich von dem Einlieferer als Beförderer stammen, kann dies dadurch sichergestellt wer-

den, dass die Sammelsendungen unverschlossen übergeben werden müssen, soweit sie vom 

einliefernden Wettbewerber gesammelt wurden.  

Formatiert: Nummerierung
und Aufzählungszeichen

Formatiert: Nummerierung
und Aufzählungszeichen



 - 36 -

7.2 Teilweiser Ausschluss von D-Lizenzen 

Ziffer 2 (3) des Entwurfs der AGB sieht vor, dass nur solche Sendungen zur Einlegung in Post-

fächer angenommen werden, die Lizenznehmer auf der Grundlage ihrer Lizenzen der Klassen A 

und B befördern bzw. die sie auf der Grundlage ihrer Lizenzen der Klasse D zur taggleichen 

Zustellung (sog. E+0 Lizenz) am Tag der Übernahme bei ihren Vertragspartnern bei den Post-

fachanlagen einliefern. Diese Beschränkung im Rahmen der D-Lizenz auf taggleich beförderte 

Sendungen bedeutet, dass sonstige auf der Grundlage der D-Lizenz nach § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 

4 PostG beförderte Sendungen, d.h. insbesondere Sendungen aufgrund der sog. „Overnight-

Variante“ und taggenau zugestellte Sendungen, vom Zugang zu Postfachanlagen nach § 29 

Abs. 1 PostG ausgeschlossen werden. 

 

Hinsichtlich der taggenauen Zustellung hat das VG Köln die Klagen der Antragstellerin gegen 

entsprechende Lizenzen zurückgewiesen (z.B. 22 K 11500/99) und die Rechtmäßigkeit der D-

Lizenzen zur taggenauen Zustellung bestätigt. Es besteht daher keinerlei Anlass, die Annahme 

dieser Sendungen zur Einlegung in Postfachanlagen zu verweigern. Hinsichtlich der sog. „Over-

night-Lizenzen“ hat zwar das VG Köln in einigen Fällen Klagen der Antragstellerin stattgegeben 

und die aufschiebende Wirkung dieser Klagen hergestellt. Jedoch hat die Regulierungsbehörde 

gegen diese Entscheidungen beim OVG Münster Rechtsmittel eingelegt, über die noch nicht 

entschieden ist.  

 

Die Regulierungsbehörde bleibt daher bei ihrer insbesondere im Rahmen der Rechtsmittelbe-

gründungen ausführlich dargelegten Rechtsansicht hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der D-

Lizenzen. Folglich ist die Antragstellerin verpflichtet, auch diese Sendungen zur Einlegung in 

ihre Postfächer anzunehmen. 

 

 

Soweit die Antragstellerin den Ausschluss von Overnight-Sendungen damit rechtfertigt, dass die 

Lizenznehmer bei der Zustellung von Postsendungen mit Postfachanschrift über ein Postfach 

der Antragstellerin die Voraussetzungen einer qualitativ höherwertigen Dienstleistung im Sinne 

von § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG nicht erfüllten, ist diese Ansicht unzutreffend.  

 

Die qualitativ höherwertige Dienstleistung im Sinne von § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG kann 

nicht allein auf die Zustellung an den Empfänger unter dessen Hausanschrift beschränkt wer-

den. Dagegen spricht bereits der Wortlaut der von der Antragstellerin erlassenen Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen „Briefdienst Inland“, worin die Antragstellerin in Abschnitt 4 Abs. 2 Satz 1 

festgelegt hat, dass, sofern nichts anderweitiges zwischen der Antragstellerin und dem Empfän-

ger vereinbart ist und der Absender keine entgegenstehenden Vorausverfügungen getroffen hat, 
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die Ablieferung (Zustellung) unter der auf der Sendung angebrachten Anschrift durch Einlegen in 

eine für den Empfänger bestimmte und ausreichende aufnahmefähige Vorrichtung (z.B. Haus-

briefkasten, Postfach) erfolgt. Die Aufnahme der Sendungen im Hausbriefkasten wird somit mit 

derjenigen im Postfach gerade gleichgestellt.  

 

Aber auch vor dem Hintergrund der in § 1 und § 2 Abs. 2 Nr. 2 PostG normierten Ziele der Wett-

bewerbsförderung sowie der Sicherstellung eines chancengleichen und funktionsfähigen Wett-

bewerbs ergibt sich, dass die Beförderung von Postsendungen mit Postfachanschrift, sofern sie 

bestimmte Kriterien erfüllt, als qualitativ höherwertige Dienstleistung erbracht wird und eine Aus-

grenzung postfachadressierter Sendungen als unzulässig anzusehen ist. Auch die Regelung 

des § 2 Nr. 4 Satz 1 der Post-Universaldienstleistungsverordnung (PUDLV) steht dieser Auffas-

sung nicht entgegen, dient sie doch - unter der Überschrift „Qualitätsmerkmale der Briefbeförde-

rung“ - lediglich dem Zweck, zu verhindern, dass die „persönliche“ Zustellung durch Briefzustel-

ler zur Ausnahme und das Einlegen der Sendungen in Postfächer zur Regel wird. 

 

Die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post hat in der Mitteilung Nr. 206/1999 

(Amtsblatt der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post Nr. 8 vom 12.05.99 

S.1509) Entscheidungskriterien in Form standardisierter Merkmale festgelegt, bei deren Vorlie-

gen die Tatbestandsvoraussetzungen des § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG als erfüllt angesehen 

werden. Insbesondere ist insoweit die Zustellung der Briefsendungen beim Empfänger am Tag 

der Abholung (Einlieferung) maßgebend. 

 

Nach Ansicht der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post gilt bei Sendungen mit 

Postfachanschrift in Bezug auf das Qualitätsmerkmal des Zustellzeitpunkts die Zustellung beim 

Empfänger als erfolgt, sobald die Postsendung der Antragstellerin zur Zuführung zu der von ihr 

betriebenen Postfachanlage übergeben wurde, um von Kräften der Antragstellerin unverzüglich 

in das adressierte Postfach eingelegt zu werden. Andernfalls könnte die Antragstellerin den Zu-

stellzeitpunkt möglicherweise beliebig verzögern und somit den Zeitpunkt der Zustellung selbst 

bestimmen. Die Antragstellerin hat auch nicht dargelegt, dass es ihr nicht möglich und zumutbar 

ist, die eingelieferten Sendungen unverzüglich nach der Einlieferung und somit noch am selben 

Tag zu verteilen. 

8. Befristung 

Die Entgelte werden wie beantragt vom 01.04.2002 bis zum 30.06.2004 genehmigt. Nach § 22 

Abs. 3 PostG kann die Genehmigung mit Nebenbestimmungen nach § 36 Abs. 2 VwVfG verse-

hen werden. Die Gesetzesbegründung (BT-Drs. 13/7774 S. 25) nennt hier ausdrücklich die Mög-

lichkeit, Preisgenehmigungen zu befristen. 
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Durch die antragsgemäße Genehmigung der Entgelte erst ab dem 01.04.02 wird zwar der von 

der Beschlusskammer seit mehr als einem Jahr immer wieder beanstandete Zustand, dass die 

Antragstellerin unter Verstoß gegen § 23 Abs. 1 PostG nicht genehmigte Entgelte verlangt, noch 

ca. 2 Monate länger aufrecht erhalten. Jedoch hat die Beschlusskammer demgegenüber die 

Interessen sowohl der Antragstellerin als auch der Wettbewerber an einer gewissen Übergangs-

phase von den alten zu den neuen Entgelten berücksichtigt. So hat die Antragstellerin nachvoll-

ziehbar vorgetragen, dass die betriebliche Umsetzung der neuen Entgeltstruktur frühestens ab 

01.04.02 möglich ist und ansonsten nur eine kostenintensive händische Abrechnung erfolgen 

kann. Ebenso wird durch eine Umstellung erst zum 01.04.02 auch den Wettbewerbern Gele-

genheit gegeben, sich auf die neue Entgeltstruktur einzustellen. Eventuelle aus den Vorschriften 

des § 23 PostG resultierende zivilrechtliche Ansprüche bleiben unberührt.  

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Verwal-

tungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-

amten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den 

Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 

zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der Klage 

nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausferti-

gung erhalten können. 

Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung (§ 44 Satz 2 PostG i.V.m. § 80 Abs. 2 TKG). 

 

Bonn, den 06.02.2002 

 

 

 

Boettcher   Steffen  Balzer 

Vorsitzender   Beisitzerin  Beisitzer 
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